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1 Einleitung

ImRahmendesForschungsprojektes“ErfolgsbedingungengrenzüberschreitenderUmweltpolitik”wurde

versucht, Hindernisse der grenzüberschreitenden Kooperation im Umweltbereich zu identifizieren

undVoraussetzungen für eineerfolgreicheKooperationzu formulieren.Die Studiebezog sich auf die

grenzüberschreitende Kooperation auf der regionalen Ebene. Unter Region wird eine Ebene unterhalb

der jeweiligen Nationalstaaten und oberhalb der jeweiligen Kommunen verstanden. Grenzüber-

schreitend bedeutet das Überschreiten von Nationalstaatsgrenzen. Die Studie setzte sich aus drei

Untersuchungselementenzusammen: Ineiner internationalenVergleichstudiewurdendie folgenden

europäischenGrenzregionenhinsichtlichder jeweiligenKooperation im Umweltbereichdargestellt

(vgl. Leubuscher/ Hager 1994):

1. Irland/ Nordirland (Republik Irland, GB)

2. Saar-Lor-Lux (Deutschland, Luxemburg, Frankreich, Belgien)

3. Euregio Maas-Rhein (Belgien, Deutschland, Holland)

4. Communaute de Travail des Pyrenees (Spanien, Frankreich, Andorra)

5. Euroregion Pyrenees (Spanien, Frankreich)

6. Transmanche Euroregion (GB, Frankreich, Belgien)

7. EUREGIO (Deutschland, Holland)

8. Benelux Middengebied (Belgien, Holland)

9. Euregio Scheldemond (Holland, Belgien)

10. Extremadura/ Alentejo (Spanien, Portugal)

11. Cross-border Community of Aquitaine/ Euskadi/ Navarra (F, Spanien)

12. Friuli-Venezia Giulia/ Slovenia (Italien, Slowenien)

13. Comunidad de Trabajo Galicia-Norte de Portugal (Spanien, Portugal)

14. PACTE (Belgien, Frankreich)

15. The Archipelago (Schweden, Finnland [Aland])

Zusätzlichzudieser europäischenVergleichstudiewurden inzwei Grenzregionen tiefergehende

Analysendurchgeführt, um diedortstattfindendenKooperationsprozessekonkret zuuntersuchen.

HierbeihandelteessicheinerseitsumdieOberrheinregion,anderDeutschland,Frankreichunddie

Schweiz beteiligt sind (vgl. Hey/ Betz 1994, Pötsch 1994, Blatter 1994b) und andererseits um die

Bodenseeregion, an der ebenfalls Deutschland und die Schweiz sowie die Republik Österreich

beteiligt sind (vgl. Scherer/ Müller 1994, Schnell 1994, Blatter 1994a). In beiden Grenzregionen

wurdeversucht,anjeweilszweiähnlichgelagertenUmweltproblemen(Gewässerschutz,ÖPNV)diedort

stattgefundenen Kooperationsprozesse in ihrer Gesamtheit zu analysieren. Ziel dieser Prozeß-

analysen war es, Faktoren zu identifizieren, die den grenzüberschreitenden Kooperationsprozeß

positiv oder negativ beeinflussen. Um den Zusammenhalt und die Vergleichbarkeit der beiden

Untersuchungseinheiten zu gewährleisten, wurde ein ausführliches Analyseraster entwickelt, auf

dessenGrundlagedieempirischenUntersuchungenindenverschiedenenGrenzregionendurchgeführt

wurden (vgl. Scherer/ Blatter/ Hey 1994). Die Grundlage hierzu bildete einerseits die (politik)-

theoretische Diskussion über (internationale) Umweltpolitik und andererseits die vorliegenden

empirischen und theoretischen Erkenntnisse über grenzüberschreitende Kooperationsprozesse.
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In dem hier vorliegenden Teilstudie soll nun versucht werden, aufbauend auf den Ergebnissen der

europäischen Vergleichstudie sowie der beiden Regionalstudien, die Spezifika grenzüberschreiten-

der Kooperation im Umweltbereich darzustellen, deren Faktoren zu identifizieren und Möglichkeiten

zur IntensivierungvonKooperationenaufzuzeigen.Darauf aufbauend sollen konkrete Handlungs-

anweisungen für verschiedene politische Ebenen formuliert werden, wobei der Schwerpunkt auf der

europäischen und der regionalen Ebene liegt.
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2 Spezifika grenzüberschreitender Kooperation im Umweltbereich

GrenzüberschreitendeKooperation imUmweltbereich isteinpolitischesHandlungsfeld,dasander

Schnittstelle zweier sehr unterschiedlicher Politikbereiche liegt. Es handelt sich um den Bereich

derinternationalenUmweltpolitikeinerseitsundumdenBereichdergrenzüberschreitendenKoopera-
tion auf der subnationalen Ebene andererseits. Beide Bereiche sind relativ neuartige Politik-

felder, denen aber in den vergangenen Jahren zunehmend Aufmerksamkeit geschenkt wird. Beide

Politikfelder sind zwar schon seit den siebziger Jahren Gegenstand der politischen und politik-

wissenschaftlichenDiskussion,dochkanninbeidenFeldernsowohleineerheblichzunehmendeBedeu-

tung in der politischen Praxis als auch eine verstärkte wissenschaftliche Diskussion festgestellt

werden. Verschiedene Gründe sind hierfür ausschlaggebend:

- ImZusammenhangmitderEntstehungdeseuropäischenBinnenmarktesunddergrundlegenden

politischen Veränderungen in Osteuropa wirddie `Undurchlässigkeit' von Grenzen kritisiert

und versucht, die Trennungswirkungen, die von diesen Grenzen ausgehen, abzubauen. Diese

EntwicklungwirdinstarkemMaßevonderEuropäischenUniongefördertundeswurdedeshalb

auchmit der Gemeinschaftsinitiative INTERREGeinspezielles Förderinstrument auf der

europäischen Ebene bereitgestellt. Im Rahmen der empirischen Untersuchungen hat sich

gezeigt, daß von dieser Gemeinschaftsinitiative wichtige Impulse für die grenzüberschrei-

tendeKooperationaufdersubnationalenEbeneausgehen. InzahlreichenGrenzregionenwurden

erst aufgrund der Bereitstellung finanzieller Fördermittel durch die EU-Kommission ver-

sucht,grenzüberschreitendzusammenzuarbeitenundeswurdenzahlreicheneuegrenzüber-

schreitendeOrganisationengegründet.VonverschiedenerSeitewirddeshalbkritisiert,daß

die Intensivierung der grenzüberschreitenden Kooperationen oftmals lediglich der

Fördermittelakquisitiondienen(vgl.Leubuscher/Hager 1994).Zusammenfassendkannaber

festgehalten werden, daß in den vergangenen Jahren auch auf der regionalen Ebene die

nationalstaatlichen Grenzen durchlässiger geworden sind, und daß zahlreiche Regionen

versuchen, so weit als möglich eine eigenständige 'Außenpolitik' mit den jeweiligen Nach-

barregionen zu betreiben.

- Umweltpolitik ist ein weiteres wichtiges Handlungsfeld der Politik. Auf unterschiedlichen

politischen Ebenen ist hier in den vergangenen Jahren eine deutliche Intensivierung der

politischen Aktivitäten feststellbar. Dies zeigt sich einerseits in der zunehmenden

gesetzlichen Regelung von Umweltnormen auf nationalstaatlicher und auch auf der inter-

nationalen Ebene. Andererseits werden im Rahmen finanzieller Programme konkrete Umwelt-

schutzmaßnahmen gefördert. Inhaltlich kann in der Umweltpolitik eine deutliche Weiter-

entwicklunghinsichtlichderökologischenWirkungstiefederverschiedenenUmweltschutzmaß-

nahmenund-programmefestgestelltwerden.InderVergangenheitbeschränktesichUmwelt-

politikmeistaufSymptombekämpfung,BelastungsverteilungoderauchdenEinsatzvon 'End-

of-pipe'-Technologien. Umweltschutz wurde lediglich als ein nachgeschalteter Umweltschutz

angesehen, bei dem durch technische Einrichtungen wie Kläranlagen, Rauchgasreinigungs-

anlagenoderKatalysatoren,bereitsentstandeneSchadstoffe'gefiltert'wurden.Zunehmend

gewinnen inderUmweltpolitikaber integrierteUmweltschutzkonzepteanBedeutung,beidenen
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versuchtwird,durchRationalisierungsmaßnahmendenEinsatzvonEnergieundRohstoffenzu

minimieren. Das gleiche gilt für Umweltschutzmaßnahmen, die als 'ökologische Strukturpoli-

tik' bezeichnet werden können und die einen Strukturwandel in Richtung umweltverträglicher

technologischerundräumlicherSystemefördern.Trotzdiesem unbestreitbarenBedeutungs-

gewinn der Umweltpolitik muß in den letzten beiden Jahren aber eine gegenläufige Bewegung

beobachtetwerden:SeitBeginnder weltweiten Rezessionsphase wirdversucht, dieUmwelt-

standardsdeutlichzurückzudrängen.Diese 'Roll-back' kannvor allem bei der Umweltpolitik

der Europäischen Union beobachtet werden (vgl. Hey 1994).

DiegrenzüberschreitendeKooperationimUmweltbereichbewegtsichamSchnittpunktdieserbeiden

Politikfelder.DieempirischenUntersuchungenindenverschiedeneneuropäischenGrenzregionen

haben gezeigt, daß hier ein eigenständiges Politikfeld besteht. Dies gilt im Bereich der interna-

tionalen Umweltpolitik für die umweltrelevanten Problemlagen, die bei der grenzüberschreitenden

UmweltpolitikeinedeutlichhöhereProblemnäheaufweisenalsauf der europäischen oder der globalen

Ebene. Der Unterschied zur allgemeinen grenzüberschreitende Kooperation liegt bei der deutlich

höheren Beteiligtenkomplexität, durch die die grenzüberschreitende Umweltpolitik in der Regel

gekennzeichnet ist. Diese höhere Komplexität ergibt sich aus der Tatsache, daß verschiedene

politischeEbenenander LösungvongrenzüberschreitendenUmweltproblemenbeteiligt sind, wobei

teilweise von der regionalen bis zur nationalstaatlichen Ebene Akteure unterschiedlicher sektora-

ler Interessen in den grenzüberschreitenden Kooperationsprozeß einbezogen sind. Grenzüber-

schreitende Umweltpolitik ist damit gekennzeichnet durch eine sehr hohe Komplexität bei gleichzei-

tigem Fehlen von hierarchischen Entscheidungssystemen.

Hier liegt ein Spezifikum dieses Politikfeldes, das dessen Ergebnisse entscheidend beeinflußt.

InnerhalbeinesNationalstaatesbesteheninderRegel rechtlichnormiertevertikaleEntscheidungs-

systeme, indenendieEntscheidungs-undUmsetzungsbefugnissedereinzelnenpolitischenEbenen

genaudefiniertsind.BeidergrenzüberschreitendenKooperationfehlendieseEntscheidungssysteme

meist oder die jeweiligen nationalstaatlichen Entscheidungssysteme sind nicht 'kompatibel'.

Konkretbedeutetdies,daßdiejeweiligenpolitischenEbenenunterschiedlicheEntscheidungs-und

Umsetzungsbefugnissebesitzen.IndergrenzüberschreitendenPraxisführendieseInkompatiblitäten

zu einer deutlichen Erhöhung der Beteiligtenkomplexität und damit auch zu einer Erhöhung des

notwendigenKooperationsbedarfs.Da imGegensatzzur innerstaatlichenBehandlunggleichzeitig

einehierarchischeEntscheidungsstruktur fehlt,mußderLösungsprozeßgrenzüberschreitender

Umweltprobleme deshalb als sehr schwierig angesehen werden.

AufgrunddiesergrundsätzlichschwierigenKonstellationbei der grenzüberschreitendenKooperation

im Umweltbereich ist es deshalb erstaunlich, wie 'erfolgreich' in einigen europäischen Grenz-

regionenzusammengearbeitwird.Exemplarischsollhier nur auf dieErgebnisse inder Bodensee-
region,derRegionRhein-WaaloderauchderEUREGIOhingewiesenwerden(vgl.Scherer/Müller1994,

Leubuscher/ Hager 1994). Insgesamt muß aber aufgrund der empirischen Ergebnisse festgehalten

werden,daßdieErfolgschancengrenzüberschreitenderKooperationimUmweltbereichnichtüberbe-

wertetwerdendürfen.DieKooperationkannbeiunterschiedlichenUmweltproblemenbislangimmernur

so erfolgreich agieren, wie bereits eine der beteiligten Teilregion handelt. Grenzüberschreitende

Umweltpolitik kann - wiediePraxis zeigt - meist nur den Transfer 'moderner'Umweltpolitik über die

nationalstaatlichen Grenzen hinweg erleichtern. Dies kann im Idealfall dazu führen, daß eine

beteiligte Teilregion innerhalb ihres Nationalstaates eine 'Vorreiterrolle' einnimmt. In diesem

ZusammenhangseiaufdieumweltpolitischeBedeutungdesElsaßhingewiesen,dasinFrankreicheine

wichtige Vorreiterrolle im Umweltschutzeinnimmt (vgl. Hey/ Betz 1994). Diese Durchlässigkeit der

Grenzen für moderne Umweltpolitik kann langfristig zu einer europaweiten Verbesserung der Um-
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weltsituation beitragen. Sie birgt jedoch auch die Gefahr, daß es im Zuge des derzeit zu beobach-

tendenumweltpolitischenRoll-BackzueinerSenkungbereitsbestehenderUmweltstandardskommt.

Beispielhaft hierfür ist die Problematik in der Deutsch-Tschechisch-Polnischen Grenzregion (z.B.

beim Braunkohlekraftwerk Tudrov, vgl. Scherer/ Betz 1994) oder im Deutsch-Schweizerischen Grenz-

raum (z.B. bei der Papierfabrik Albbruck, vgl. Hey/ Betz 1994).

Im folgenden soll nun versucht werden, diese globalen Ausführungen zur grenzüberschreitenden

Kooperation im Umweltbereich zu konkretisieren und einzelne Spezifika dieses Politikfeldes

aufzuzeigen. Diese Ausführungen beziehen sich auf die umweltpolitische Ausgangslage, die

grenzüberschreitendenKooperationsprozesseundaufderenumweltrelevantenKooperationsergeb-
nisse.

2.1 Die Ausgangslage grenzüberschreitender Umweltpolitik

EinenAusgangspunkt fürgrenzüberschreitendeKooperationen imUmweltbereichkanndieExistenz

einesUmweltproblemesdarstellen,dasdurchdieKooperationgelöstwerdensoll.Dieempirischen

AnalysenimRahmendiesesForschungsprojekteshabenabergezeigt,daßauchandereAusgangspunkte

denkbar sind. Vor allem die Verfügbarkeit unterschiedlicher Ressourcen, z.B. von Fördergeldern,

spielt hier eine wichtige Rolle. So wurden z.B. durch das INTERREG-Programm der EU verschiedene

grenzüberschreitende Umweltprojekte inittiert (vgl. Leubuscher/ Hager 1994). Im folgenden sollen

nunaber lediglichaufdieFälleeingegangenwerden, indenendasVorhandenseinvonUmweltproblemen

der Ausgangspunkt grenzüberschreitender Kooperationen im Umweltbereich war.

Aufbauend auf theoretischen Erkenntnissen kann dabei zwischen verschiedenen ökologischen

Verflechtungstypenüberdie jeweiligennationalstaatlichenGrenzenhinwegunterschiedenwerden

(vgl. Scherer/ Blatter/ Hey 1994). Idealtypisch handelt es sich um folgende Verflechtungstypen:

- Einweg-Belastungen

- Mehrweg-Belastungen

- Common-good-Belastungen

Diese Verflechtungstypen unterscheiden sich hinsichtlich der feststellbaren Verursacher-

Betroffenen-Interessen und damit auch hinsichtlich der Kosten-Nutzen-Relationen, die die ein-

zelnenTeilregionenbeiderLösungeineskonkretenUmweltproblemsbesitzen.BeiEinweg-Belastungen

bestehteinedeutlicheAsymmetrieder Kosten-Nutzen-Relationen zwischen den einzelnen Teilregio-

nen:DieLösungeinessolchenUmweltproblemswürdebedeuten,daß eineder TeilregionenKosten zu

tragenhat,währendeineandereTeilregioneneinenNutzen daraus ziehen würde. Da Kosten und Nutzen

einer Maßnahmeungleich verteilt sind, wirdeine grenzüberschreitende Kooperation sehr erschwert.

BeiEinweg-BelastungenbestehtschnelldieGefahr,daßgrenzüberschreitendKonflikteentstehen,

die indenmeistenGrenzregionenaufgrunddesFehlensvonKonfliktlösungsverfahrennicht gelöst

werdenkönnen. InderPraxisder grenzüberschreitendenUmweltpolitik führtdiesbislangmeistdazu,

daßUmweltbelastungenmitstarkasymmetrischenKosten-Nutzen-Relationennichtbehandeltwerden.

EsentstehtdieGefahr,daß einegrenzüberschreitendeUmweltbelastungnicht gemeinsam gelöst,

sonderndurch 'Nichtbehandlung'diesesThemaseingrenzüberschreitenderKonfliktvermiedenwird.
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EineandereSituationstellt sichbei denökologischenVerflechtungstypender 'Mehrweg-Belastung'

undder'Common-good-Belastung'.HiersindehersymmetrischeKosten-Nutzen-Relationenvorhanden,

wodurcheinegrenzüberschreitendeKooperationerleichtertwerden kann. Gleichwohl bestehen jedoch

auchzwischenden Mehrweg-Belastungen und den Common-good-Belastungen deutliche Unterschiede

hinsichtlich der Interessenstrukturen der jeweiligen Teilregionen. Diese beziehen sich vor allem

aufdieVerursacher-Betroffenen-BeziehungenunddiedarausresultierendenKosten-Nutzen-Relatio-

nen.Bei 'Common-good-Belastungen'bestehensehrdiffuseVerursacher-Betroffenen-Beziehungen,

wobei jede der Teilregionen gleichzeitig Verursacher und Betroffener eines Umweltproblems ist.

Daraus resultiert die Gefahr, daß eine der Teilregionen als 'Trittbrettfahrer' von den Bestrebungen

der anderen Teilregion profitiert: Ohne daß die Teilregion selbst Kosten aufbringen muß, profitiert

siezumindest für einegewisseZeit von dem Nutzen, der aus den Bemühungen der anderen Teilregion

resultiert. Dies kann am Beispiel eines beliebigen Binnengewässers aufgezeigt werden:

LandAundLandBgrenzenandenEURO-See,ausdembeidegleichermaßenihrTrinkwasser

beziehenundindenbeidegleichermaßenihreAbwässerungeklärteinleiten.Aufgrund

dieserVerschmutzung ist dieTrinkwassergewinnungmassiv gefährdet.BeideLänder

beschließen,durchdieVerbesserungdesjeweiligenAbwassersystemsdenEURO-Seedie

QualitätdesWasserswieder anzuheben.LandBbautdaraufhin für 100Mrd.ECUKlär-

anlagen,andie99,9%derBevölkerunginLandBangeschlossensind.DieTrinkwasser-

qualität des EURO-Sees bessert sich schlagartig, da die Hälfte der Verschmutzung

wegfällt, und erscheint damit gesichert. Land A hat keine Kläranlagen gebaut - be-

kommtaberaufgrundder InvestitionenvonLandBebenfallswiedersauberesTrinkwas-

ser.

Hier zeigt sich ganz deutlich, daß bei 'common-good'-Belastungen mit ihren diffusen Verursacher-

Betroffenen-BeziehungenoftdieGefahrdes 'Trittbrettfahrertums'einerderTeilregionenbesteht.

Bei Mehrweg-Belastungen ist dieses Problem nicht vorhanden, da jede Seite nur von Maßnahmen der

anderen Seite profitieren kann und deswegen keinesfalls einseitige Vorleistungen erbringen wird.

Als Beispiel sei die Luftreinhaltepolitik im 'Schwarzen Dreieck' zwischen Deutschland, Polen und

derTschechischenRepublikgenannt.Hier bestehtdasProblem der Vergleichbarkeit undAufrechen-

barkeit der gegenseitigen Belastungen.

Bei beiden ökologischen Verflechtungstypen erscheint aufgrund der von der umweltpolitischen

ProblemlagehersymmetrischenKosten-Nutzen-RelationeneinegrenzüberschreitendeKooperation in

einem konsensorientierten Prozeß aber relativ leicht möglich. Dies zeigt sich auch in der Praxis

dergrenzüberschreitendenUmweltpolitik,wosymmetrischeUmweltbelastungenmeist konfliktarmund

aufeinemhohenKooperationsniveaubehandeltwerden.Grundsätzlichmußaber festgehaltenwerden,

daß eine vollständige Symmetrie der Kosten-Nutzen-Relationen nur sehr selten existiert.

Die Analyse der Umweltpolitik in verschiedenen europäischen Grenzregionen und besonders in der

Bodenseeregion (vgl. Scherer/ Müller 1994) hat gezeigt, daß zahlreiche grenzüberschreitende

Umweltprojekte nicht einem der hier aufgeführten ökologischen Verflechtungstypen entsprechen.

VielenUmweltprojekten liegtnichteingemeinsamesUmweltproblem zugrunde,sonderneingleiches

Umweltproblem.Dasbedeutet,daß zwischendeneinzelnenTeilregionenkeinekonkretenoder auch

diffusen Verursacher-Betroffenen-Beziehungen über die nationalstaatlichen Grenzen hinweg

existieren. Dies führt dazu, daß zur Lösung dieser Probleme nicht zwingend grenzüberschreitend

zusammengearbeitetwerdenmuß.Daß trotzdemkooperiertwird, resultiertdaraus,daß bei der Lösung
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solcherUmweltproblemezwischendeneinzelnenTeilregionenkeineproblematischenasymmetrischen

Kosten-Nutzen-Relationenbestehenundhierökonomischebzw.Effizienz-MotivefürdieZusammen-

arbeitverantwortlichsind:DurchdiegrenzüberschreitendeZusammenarbeit kanndieEffizienzeines

umweltpoltischenHandlungsprogrammesdeutlichverbessertwerden,wodurchsichwiederumdie

Kosten-Nutzen-RelationenderbeteiligtenTeilregionenverbessern.BeigleichenUmweltproblemen

bringt die grenzüberschreitende Kooperation jeder der beteiligten Teilregionen ökonomische Vor-

teile, dieohne diese Zusammenarbeit nicht genutzt werden könnten. Exemplarisch sei nur auf das

grenzüberschreitendeÖPNV-SystemamwestlichenBodenseehingewiesen,beidemessichsicherlich

um kein direkt grenzüberschreitendes Verkehrssystems handelt. Durch die grenzüberschreitende

Organisationdes 'Seehas' konnten aber für beide Seiten Kostenvorteilegenutzt werden (vgl. Schnell

1994).DiesemöglichenKostenvorteilebewirken,daßdergrenzüberschreitendeKooperationsaufwand

bei gleichen Umweltproblemen relativ gering ist.

Bei der empirischen Analyse der grenzüberschreitenden Umweltpolitik zeigt sich nun ein sehr

interessantes Bild hinsichtlich der ökologischen Verflechtungstypen, die einem Umweltproblem

zugrundeliegen, das in den grenzüberschreitenden Kooperationen behandelt wird. Ursprünglich wurde

angenommen,daßUmweltprobleme,diedemVerflechtungstypusderEinweg-oderMehrwegverflechtung

zugerechnet werden können, bei der grenzüberschreitenden Umweltpolitik eine dominierende Rolle

spielen. In der Praxis ist dies jedoch nicht so. Dem größten Teil der grenzüberschreitenden

UmweltprojekteliegteingemeinsamesodergleichesUmweltproblemzugrunde.VorallemdieLösungvon

'common-good'-Problemen isteinwichtigesHandlungsfeldgrenzüberschreitender Kooperationen. Der

SchutzgemeinsamerGrundwasservorkommen,dieAusweisunggrenzüberschreitenderSchutzgebieteoder

die gemeinsame Landschaftspflege sind wichtige Umweltprojekte, die gemeinsam geplant und durch-

geführtwerden.BeiEinwegbelastungendagegenwurdenurinsehrbegrenztemUmfangüberdieGrenzen

hinweg miteinander kooperiert. Die Kooperation bewegte sich auf einem sehr geringen Niveau und es

kam nirgends zu einer von beiden Seiten getragenen Problemlösung. Konkret bedeutet dies, daß

Umweltkonflikte,beidenenKostenundNutzenzwischendeneinzelnenLändernsehrungleichverteilt

sind,durchgrenzüberschreitendeKooperationnichtgelöst werden (können),wiez.B. das Problem des

Braunkohlekraftwerks 'Tudrov' in der Euregio Neiße, das mit den bisher zur Verfügung stehenden

Instrumentennichtgelöstwerdenkonnte.EinegrenzüberschreitendeZusammenarbeit findetbislang

nicht statt. Bei derartigen Umweltproblemen fehlt bislang ein Verfahren zur Konfliktlösung. In den

Grenzregionen zeigt sich dies darin, daß Einweg-Belastungen auch in normalerweise sonst gut

funktionierenden grenzüberschreitenden Kommunikationsbeziehungen meist nur ganz am Rande be-

handelt werden. Grenzüberschreitende Umweltpolitik ist vor allem dann erfolgreich und führt auch

zur Durchführung eines Projektes, wenn es sich um konfliktarme Themen handelt. Dies bedeutet, daß

grenzüberschreitende Kooperation in vielen Grenzregionen meist eine 'Schönwetterpolitik' ist.

2.2 Der Kooperationsprozeß grenzüberschreitender Umweltpolitik
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DieBehandlungvonUmweltproblemeninverschiedeneneuropäischenGrenzregionenweistsehrunter-

schiedlicheKooperationsprozesseauf.Die indenempirischenAnalysen festgestelltenUnterschiede

beziehensichvorallemaufdieamKooperationsprozeßbeteiligtenAkteureunddieumweltpolitischen

Instrumente,diezurLösungder Umweltproblemeeingesetzt werden.Trotzder großenUnterschiede

sowohlbeidenzugrundeliegendenUmweltproblemenalsauchbeidenstattfindendenKooperations-

prozessenkonnten jedocheineReihevonFaktorenundKonstellationenausgemachtwerden,dieals

spezifische Merkmale grenzüberschreitender Umweltpolitik angesehen werden müssen.

Beteiligte Akteure

AngrenzüberschreitendenKooperationsprozessen im Umweltbereich ist eine Vielzahl unterschiedli-

cher Akteure beteiligt. Dies gilt sowohl für die Zugehörigkeit zu verschiedenen politischen Ebenen

(regionale versus staatliche), als auch für die Zugehörigkeit zu verschiedenen Systemen (Ver-

waltung, Politik, Öffentlichkeit, Wissenschaft). In der Regel ist die grenzüberschreitende Um-

weltpolitik durch eine sehr hohe Beteiligtenkomplexität gekennzeichnet. Die dominierenden Akteure

der Kooperationsprozessekommenvor allem ausdem Verwaltungssystem,wobei ineinigenFällenauch

AkteuredesWissenschaftssystemsbeteiligtsind.EngeKooperationsbeziehungenbestehenauch

innerhalbdes gesellschaftlichen Systems, wo Natur- und Umweltschutzverbände als eine Form

organisierter Öffentlichkeit, in verschiedenen europäischen Grenzregionen eine wichtige Funktion

für grenzüberschreitende Umweltpolitik innehaben. Es zeigt sich in der Regel aber eine starke

TrennungzwischendengrenzüberschreitendenVerwaltungskooperationenunddenKooperationender

Verbände. In den beiden Regionalstudien zur Oberrheinregion und zur Bodenseeregion wurde fest-

gestellt, daß trotz dieser fehlenden Vernetzung zwischen Verwaltung und Öffentlichkeit die Natur-

undUmweltschutzverbändewichtigeFunktionenfüreineerfolgreicheUmweltpolitik inGrenzregionen

wahrnehmen (vgl. Hey/ Betz 1994, Scherer/ Müller 1994). Einerseits bilden die Natur- und Umwelt-

schutzverbändeeinenwichtigen Innovationspool füreinemoderneUmweltpolitik.Durchweitergehen-

deForderungenundauchdieDurchführungeigenerinnovativerUmweltprojektebeeinflussensie-wenn

auch nicht direkt nachweisbar - die Kooperationsprozesse der grenzüberschreitenden Verwaltungs-

gremien.Andieser Stellesei auf dieAktivitätender Bodensee-Stiftungbzw.desBodenseeumwelt-

projektes hingewiesen (vgl. Scherer/ Müller 1994). Andererseits wirken die Natur- und Umwelt-

schutzverbändeauchalswichtigeImpulsgeberfürgrenzüberschreitendeUmweltpolitik.Zusammenmit

demWissenschaftssystembildensieeineArtFrühwarnsystem,dasUmweltproblemefrühzeitigerkennt

undvorallemauchöffentlichthematisiert.DiegrenzüberschreitendenVerwaltungsgremienwerden

dadurchoft 'gezwungen',sichüberhauptmitneuenUmweltthemenzubeschäftigen.DieserProzeßwurde

von Behördenvertretern sowohl für die Oberrheinregion als auch für die Bodenseeregion klar

bestätigt: 'OhnedieAktivitätenunddieWiderständederNatur-undUmweltschutzverbändewürdees

die heute stattfindenden staatlichen Aktivitäten im Umweltbereich nicht geben.' Dies bedeutet,

daß,obwohldieNatur-undUmweltschutzverbändeundebensodasWissenschaftssystem über keinerlei

EntscheidungskompetenzenundnurübersehrbegrenzteUmsetzungskapazitätenverfügen,siebislang

für den Erfolg mitverantwortlich sind.

ImGegensatzdazuspielendieAkteuredespolitischenSystemsbislangbeidergrenzüberschreitenden

Kooperation im Umweltbereich eine eher untergeordnete Rolle. Sie treten meist nur dann in den

Vordergrund, wenn es sich um 'publikumswirksame' Aktivitäten handelt. Eingetretene oder potentiel-

le Umweltkonflikte, dieöffentlichkeitswirksameDeklaration von (meist sehr allgemein gehaltenen)
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Umweltzielen und Umweltprogrammen, dieöffentliche Vorstellung von Informationsmaterialien oder

der feierliche Startschuß eines konkreten Umweltprojekts sind Anlässe, bei denen sich in der Regel

PolitikermitgrenzüberschreitenderUmweltpolitikbeschäftigen.AufgrundderhohenAufmerksam-

keit, dieder grenzüberschreitenden Kooperation in den vergangenen Jahren gewidmet wurde, können

diese begrenzten Aktivitäten von Politikern durch die Aussagen der politischen Ökonomie erklärt

werden. Von D. Bullinger (1977) wurde bei einer früheren Untersuchung zur grenzüberschreitenden

Kooperation inderBodenseeregioneinengerzeitlicherZusammenhangzwischenden(deutlich)ver-

stärktenBemühungen der politischen Akteureund dem Zeitpunkt wichtiger Wahlen festgestellt. Dies

zeigt, daß diegrenzüberschreitende Kooperation - insbesondere im Umweltbereich - eine gute 'Bühne'

bietet, auf der sich regionale Politiker der Bevölkerung publikumswirksam präsentieren können.

GleichwohlhatsichbeiderAnalysederUmweltpolitik inverschiedeneneuropäischenGrenzregionen

deutlich gezeigt, daß einzelne Politiker einen entscheidenden Beitrag für den Erfolg eines

grenzüberschreitendenUmweltprojektes leisten können: Gelingt es, einen (regionalen) Politiker

für die Lösung eines Umweltproblems zu 'gewinnen' und macht es dieser Politiker zu 'seinem' Thema,

steigen dessen Erfolgsaussichten beachtlich. Dies gilt immer dann, wenn der Politiker über die

notwendigenEntscheidungskompetenzenverfügtundwenndas Umweltproblem geeignet ist, dem Politi-

ker (öffentliche) Reputation zu verschaffen. Bei zahlreichen erfolgreichen Umweltprojekten in

Grenzregionen hat sich gezeigt, daß ein politisch potenter Promoter wichtige Dienste leisten kann.

Es wurde aber gleichzeitigdeutlich, daß dieser Promoter auf eine gut funktionierende Kooperation

mit Fachexperten bzw. der Fachverwaltungen zurückgreifen muß. Hier zeigt sich, daß grenzüber-

schreitende Umweltpolitik in der Praxis mit grenzüberschreitender Umweltverwaltung gleichgesetzt

werden muß, da in der Regel erfolgreiche grenzüberschreitende Umweltprojekte fast vollständig

innerhalbgrenzüberschreitender Verwaltungsgremien behandelt werden. Politische Akteure sind an

diesen stark fachorientierten Kooperationsprozessen lediglich dann beteiligt, wenn der Koope-

rationsprozeß ins Stocken geraten ist oder wenn das intern getroffene Kooperationsergebnis der

Öffentlichkeit präsentiert wird. Konkret bedeutet dies, daß für die grenzüberschreitende Koopera-

tion im Umweltbereich weniger diezentralen grenzüberschreitenden Gremien verantwortlich sind,

sonderndieArbeitsgruppenundKommissionen, indenenprojektorientierteinzelneUmweltprobleme

behandeltwerden.TrotzdemsindauchdiezentralengrenzüberschreitendenGremienfürdenErfolgder

Umweltpolitik mitverantwortlich, da diese im Gegensatzzu den meisten Fachkommissionen auch über

dienotwendigenEntscheidungskompetenzenundUmsetzungskapazitätenverfügen.Hierwurdeinden

empirischen Analysen deutlich, daß Umweltpolitik in denjenigen Grenzregionen erfolgreich umge-

setzt werden kann, in denen Netzwerke zwischen projektorientierten Fachgremien und querschnitts-

orientierten Entscheidungsgremien bestehen. Bei der Bildung solcher Entscheidungsgremien, die

bislangnur inwenigenGrenzregionenbestehen,spieltedieINTERREG-Gemeinschaftsinitiativeeine

wichtige Rolle, da die INTERREG-Steuerungsausschüsse oftmals diese Funktion übernehmen.

Insgesamt muß hinsichtlich der Systemzugehörigkeit der Akteure der grenzüberschreitenden Umwelt-

politik festgestellt werden, daß das Verwaltungssystem eine dominierende Rolle einnimmt. In den

Verwaltungsgremien finden die konkreten Kooperationsprozesse statt. Für die Thematisierung

grenzüberschreitenderUmweltproblemesindaberauchAkteuredesWissenschaftssystemsundvorallem

auch die Natur- und Umweltschutzverbände unverzichtbar. Ebenso wie die politischen Akteure, da nur

dieseüberdienotwendigenEntscheidungskompetenzenverfügen.GrenzüberschreitendeUmweltpolitik

ist deshalb durch ein Miteinander der verschiedenen Systeme gekennzeichnet.
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Beteiligung der politischen Ebenen

DiedominierendeRolledesVerwaltungssystemsbeidergrenzüberschreitendenUmweltpolitikhat

einenstarkenEinflußaufdieBeteiligungder verschiedenenpolitischenEbenen indenKooperations-

prozessen. In der Regel ist Umweltpolitik ein staatliches Handlungsfeld. Große Teile der Umweltver-

waltungmüssendeshalbauchderstaatlichenVerwaltungzugerechnetwerden.Die regionalenbzw.kom-

munalenEbenenverfügendagegenimUmweltbereichmeistnurübersehrbegrenzteKompetenzenundauch

nur über begrenzte Personalkapazitäten. Dies führt dazu, daß bei den grenzüberschreitenden

Kooperationsprozessen im Umweltbereich die staatliche Ebene meist eine sehr dominierende Rolle

einnimmt. Regionale Akteure sind - zumindest in den Verwaltungsgremien - nur am Rande beteiligt.

Bei der Beteiligung der staatlichen Ebene muß zwischen der nationalstaatlichen Ebene und der sub-

nationalenEbeneunterschiedenwerden. Im Rahmender empirischenAnalysekonnte festgestelltwer-

den,daßstarkeKompetenzunterschiededengrenzüberschreitendenKooperationsprozeßmassiv

erschweren (vgl. Pötsch 1994).

Weiterhin zeigen sich in verschiedenen Grenzregionen innerstaatliche Konfliktlinien, die immer

dannauftreten,wenndiesubnationalenodergardieregionalenEbenenüber starkeumweltpolitische

Kompetenzen verfügen. Die Konfliktlinie verläuft zwischen dem außenpolitischen Alleinvertretungs-

anspruchder staatlichen Ebene und dem umweltpolitischen Vertretungsanspruch der subnationalen

bzw. der regionalen Ebene. Die 'Internationalen Gewässerschutzkommission für den Bodensee' hat

beispielsweiseaufdienotwendigeNeufassungdeszugrundeliegendenStaatsvertragesbewußt

verzichtet, um auf deutscher SeiteeineEinflußnahmeder Bundesebenezuverhindern (vgl. Scherer/

Müller 1994, Blatter 1994a). Auch durch derartige Konflikte, die in den meisten europäischen

Grenzregionen-zumindest latent -existieren,könnendiegrenzüberschreitendenKooperations-

prozesse gerade im Umweltbereich erschwert werden.

Die Beteiligung regionaler Akteure aus dem Verwaltungssystem ist, wie ausgeführt wurde, stark

abhängig vom Dezentralisierungsgrad der jeweiligen nationalen Umweltpolitik. Anders sieht es

dagegenbeidenAkteurendespolitischenSystemsunddenNatur-undUmweltschutzverbändenaus.Hier

dominieren in aller Regel die regionalen Ebenen.

Zusammenfassend kann für diegrenzüberschreitende Kooperation im Umweltbereich die staatliche

Verwaltung als dominierender Akteur identifiziert werden. Diese verfügt in der Regel über die

notwendigenKompetenzenundKapazitäten,umkonkreteUmweltproblemezulösen.Diegrenzüber-

schreitende Kooperation der Verwaltungen ist sehr unterschiedlich institutionalisiert, die

grenzüberschreitenden Gremien reichen von formellen, durch Staatsverträge legitimierten Kommis-

sionen bis zu informellen Arbeitsgruppen, die sich zur Lösung einzelner Umweltprobleme bilden.

Grundsätzlich ist bei den administrativen Gremien der grenzüberschreitenden Kooperation eine

starke 'Abschottung' gegenüber anderen Institutionen der grenzüberschreitenden Kooperation

feststellbar. Dies gilt vor allem für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Natur- und

Umweltschutzverbände,die in der grenzüberschreitenden Umweltpolitik ebenfalls eine wichtige

Rolle spielen. Zwischen diesen beiden Akteursnetzen findet in der Regel kein (institutionalisier-

ter)Austauschstatt.DieImpulse,dievondenAktivitätenderNatur-undUmweltschutzverbändeauch

auf die Umweltverwaltung ausgehen, wirken dabei meist indirekt über die von den Verbänden in-

itiierten Öffentlichkeits- und Informationskampangnen. Eine ähnliche Funktion kann dem Wissen-

schaftssystemalsImpulsgeberundFrühwarnsystemzugerechnetwerden.Auchdiesesnimmtmeistnur

indirekt Einfluß auf die konkrete grenzüberschreitende Umweltpolitik. Neben der (erfolgreichen)
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Behandlung von Umweltproblemen in abgeschlossenen grenzüberschreitenden Verwaltungsgremien,

spielen auch einzelne Politiker für den Erfolg der Umweltpolitik eine wichtige Rolle. Als Pro-

motorenkönnensiedieAktivitäten der administrativen Gremien fördernoder auch behindern. Hier

zeigt sich, daß die grenzüberschreitende Kooperation im Umweltbereich durch ein vielfältiges

Akteursnetzwerk gekennzeichnet ist, bei dem die unterschiedlichsten Akteure formell und vor allem

informell miteinander verflochten sind.

Umweltpolitische Instrumente

Für dieCharakterisierungder grenzüberschreitendenKooperation im Umweltbereich ist esauch von

Interesse,mitwelchenInstrumentendieverschiedenenumweltpolitischenZielsetzungendurch-

gesetzt werden sollen. Eine Unterscheidung der verschiedenen umweltpolitischen Instrumente

beziehtsichaufdasjeweiligeSteuerungsmedium,dadavonausgegangenwird,daßbestimmteAkteure

der grenzüberschreitenden Kooperation hinsichtlich der einzelnen umweltpolitischen Instrumente

besondereKapazitätenundKompetenzenbesitzen (vgl. Scherer/Blatter/Hey1994:22).Folgende

Kategorien der umweltpolitischen Steuerungsinstrumente können unterschieden werden:

- eigene Leistungserstellung,

- rechtliche Instrumente,

- ökonomische Instrumente,

- wissensbasierte Instrumente.

ImRahmenderempirischenAnalyseverschiedenereuropäischerGrenzregionenzeigtesich,daß bei der

grenzüberschreitendenUmweltpolitikderEinsatzwissensbasierter Instrumente im Vordergrund

steht. Von geringerer Bedeutung war der Einsatz rechtlicher Instrumente und die gemeinsame

Leistungserstellung,währendökonomischeInstrumentesogutwienichteingesetztwurden.Ange-

sichts der hohen Bedeutung, die dem Einsatz wissensbasierter Instrumente bei der

grenzüberschreitenden Umweltpolitik zukommt, erscheint es notwendig, diese Instrumente genauer

zu spezifizieren. Grundsätzlich kann zwischen Kommunikation, Information, Forschung und Öffent-

lichkeitsarbeitunterschiedenwerden.AuchvorbereitendeGutachtenundUntersuchungenwerden

hierzu gerechnet. Gerade wissenschaftliche Gutachten spielen für die grenzüberschreitende

Kooperation im Umweltbereich oftmals eine wichtige Rolle, da in zahlreichen Einzelprojekten

versuchtwird, eine konkrete Ist-Analyse der Umweltsituation einer Grenzregion vorzunehmen, die

dann die Grundlage für weitere konkrete Handlungsmaßnahmen bildet. Die Zielrichtung der ver-

schiedenenwissensbasiertenInstrumente istsehrunterschiedlich:Während Informationskampangnen

sich vor allem an die regionale Öffentlichkeit und damit an die direkten Verursacher verschiedener

Umweltproblemerichten,zielendiewissenschaftlichenGutachtensowieEmpfehlungenundResolu-

tionen vor allem auf außerregionale Entscheidungsträger.

Der Einsatzder unterschiedlichen Steuerungsinstrumente ist einem starken Wandel unterworfen. Dies

zeigt sich in der Bodenseeregion: In der ersten Phase der grenzüberschreitenden Umweltpolitik

wurden zahlreiche wissenschaftliche Untersuchungen durchgeführt und verschiedene rechtliche

VereinbarungenzukonkretenUmweltproblemengetroffen.AuchspieltenEmpfehlungenundResolutio-

nen eine wichtige Rolle. Seit Anfang der achtziger Jahre jedoch steht die konkrete Leistungs-

erstellungzunehmendimMittelpunktdergrenzüberschreitendenUmweltpolitikundesgewinnengerade

inden letztenJahren Informations-undÖffentlichkeitskampagnenanBedeutung.Hier zeigt sicheine
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Entwicklung der Umweltpolitik von einer reaktiven, stark steuernden Umweltpolitik hin zu einer

aktiven,gestaltendenUmweltpolitik.EinederartigeErgänzungundErsetzungvonEigenleistungen

und rechtlichen Instrumenten durch 'moderne' Instrumente, die kommunikativ und wissensorientiert

sind, wird



Vgl.hierzudieumweltpolitischeModernisierungsdiskussion(z.B.Zilleßen1993,Etzioni1975)unddieDiskussionüberkommunale1

Umweltschutzpolitik (z.B. Wollmann 1990, Blatter 1993).
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inderaktuellenumweltpolitischenTheoriediskussion alseinentscheidendesBewertungskriterium1

für eine fortgeschrittene und erfolgreiche Umweltpolitik aufgefaßt (vgl. Scherer/ Blatter/ Hey

1994:23).Dieser Entwicklungsprozeß des umweltpolitischen Instrumenteneinsatzes erfolgt in den

verschiedenenGrenzregionensehrunterschiedlich.EinausgewogenerEinsatzderverschiedenen

umweltpolitischen Instrumente kann als Indikator für eine fortschrittliche grenzüberschreitende

Umweltpolitikangesehenwerden.ImVergleichdereuropäischenGrenzregionenkönnendeshalbdie

RegioRhein-Waal, dieEuregio und dieBodenseeregion - zumindest hinsichtlich ihres Instrumen-

teneinsatzes - als Modellregionen für eine fortschrittliche grenzüberschreitende Umweltpolitik

hervorgehobenwerden(vgl.Leubuscher/Hager1994,Scherer/Müller1994).AndereGrenzregionen

befinden sich in einem anderen Stadium des hier skizzierten Entwicklungsprozesses des

umweltpolitischen Instrumenteneinsatzes.

DieempirischeAnalyseverschiedenereuropäischerGrenzregionenzeigt,daßdieumweltpolitischen

Instrumente konkret einzelnen Akteuren zugeordnet werden können (vgl. Leubuscher/ Hager 1994,

Scherer/Müller1994,Hey/Betz1994).Es lassensicheinigegrundsätzlicheAussagenbezüglichdes

Instrumenteneinsatzes der verschiedenen Akteursgruppen formulieren:

- Das Instrument der konkreten öffentlichen Leistungserstellung wirdvorrangigvon regiona-

lenAkteurenwieKommunenundauchNatur-undUmweltschutzverbändeeingesetzt.Angesichts

der begrenzten Kapazitäten dieser beiden Akteursgruppen ist dies auf den ersten Blick

erstaunlich. Bei einer näheren Betrachtung zeigt sich aber, daß gerade bei kommunalen

Projekten die effiziente Allokation der öffentlichen Haushaltsmittel durch die grenzüber-

schreitendeKooperationeinentscheidenderKooperationsgrund ist.BeidemEinsatzdesum-

weltpolitischen Instrumentes der konkreten Leistungserstellung kann in der Regel fest-

gestellt werden, daß es sich meist um die Lösung konkreter umweltpolitischer Probleme

handelt. Die ist dabei entweder ohne den Einsatz großer Kapazitäten möglich oder die unter

dem Gesichtspunkt einer optimalen Allokation öffentlicher Mittel sinnvoll. Meist handelt

es sich aber nicht um eingemeinsames Umweltproblem der Grenzregionen, sondern um ein

gleiches Umweltproblem der beteiligten Teilregionen.

- AufgrundderNormsetzungkompetenzenwerdenrechtlicheInstrumenteausschließlichvon

Akteurender jeweiligen Landes- und Bundesverwaltungen eingesetzt. Interessant ist, daß oft

die jeweiligenparlamentarischenGremiennichtandenEntscheidungsprozessen teilnehmen

unddiestaatlichenVerwaltungen ihren rechtlichenHandlungsspielraum nützen. Vor allem für

diedieGründunggrenzüberschreitender InstitutionensindstaatsrechtlicheVereinbarungen

von besonderer Bedeutung.

- DerEinsatzökonomischer Instrumentespielt bei der grenzüberschreitendenUmweltpolitik

keine Rolle. Aufgrund ihrer Kapazitäten können diese - wenn überhaupt - nur von staatlichen

Akteureneingesetztwerden.ÖkonomischeInstrumentewerdennicht indengrenzüberschrei-

tendenInstitutionen,sondern inden jeweiligensubnationalenpolitischenEntscheidungs-

gremien eingesetzt, da oftmals dort die endgültigen Entscheidungskompetenzen liegen. Durch

dasINTERREG-Programmtrat ingewissemUmfangeineVeränderungein,daregionaleAkteure

über die Verteilung finanzieller Fördermittel (mit)entscheiden.
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- AuchbeimEinsatzwissensbasierterInstrumentespielenAkteureder(sub-)nationalenVer-

waltungssystemeeinewichtigeRolle.Auffällig ist, daß es sich oftmals um Empfehlungen und

Resolutionen zu konkreten umweltpolitischen Problemlagen handelt. Da diese sich meist an

die politischen Entscheidungssysteme der einzelnen Teilregionen richten, ist zu vermuten,

daßdieeinzelnenVerwaltungsakteurediegrenzüberschreitendeKooperationzurVerbesserung

ihrer Position bei sektoralen oder bei vertikalen Konflikten benötigen. Daneben werden

durch dieAkteuredes Verwaltungssystems auch verschiedene wissenschaftliche Gutachten

selbst erstellt oder in Auftrag gegeben, die die Grundlage für weitere grenzüberschreitende

Handlungsmaßnahmenbilden.ZudiesemZweckwerdendieinderBodenseeregionexistierenden

Wissenschafts- und Forschungsinstitutionen genutzt, die dem Verwaltungssystem die benötig-

tenInformationenbereitstellen.AuchvondenNatur-undUmweltschutzverbändenwerdendiese

Instrumenteeingesetzt.Siezielen einerseits auf diepolitischen Entscheidungssystemeder

jeweiligen Teilregionen, aber zunehmend auch auf die regionaleÖffentlichkeit. Auch wird

versucht,dienotwendigenInformationen-meistdurch informelleKooperationen-durchdie

regionalen Wissenschaftsinstitutionen zu erhalten.

Zusammenfassendkannfestgehaltenwerden,daßindergrenzüberschreitendenKooperationimUmwelt-

bereichdiestaatlichenAkteuredes administrativen Systems eine dominierende Rolle einnehmen.

Dies resultiert sicherlich aus der Tatsache, daß diese über die notwendigen Kompetenzen und

Kapazitäten verfügen, um verschiedene umweltpolitische Instrumente einzusetzen. Aber auch die

regionalenAkteuresindfürdiegrenzüberschreitendeUmweltpolitikvongroßerBedeutung,dasievor

allemdurchkonkreteMaßnahmenundLeistungenzurLösungvonUmweltproblemenbeitragen.Eshatsich

aber gezeigt, daß dafür nicht (unbedingt) ökologische Gründe verantwortlich sind, sondern (auch)

ökonomische Vorteile.

2.3 Ergebnisse grenzüberschreitender Kooperation im Umweltbereich

EineBewertungder Ergebnissegrenzüberschreitender Kooperation im Umweltbereichkanneinerseits

überdieBewertungdergrenzüberschreitendenKooperationsprozesse,d.h.anhanddesKooperations-

niveaus,undandererseitsdurcheineökologischeBewertungdesKooperationsergebnisseserfolgen.

EineBewertungdesKooperationsniveausmußvorgenommenwerden,dagrenzüberschreitendeUmwelt-

politik immer nur durch Koordination bzw. Kooperation über nationalstaatliche Grenzen erfolgen

kann,undnichtdurch hierarchische Steuerung. Grenzüberschreitende Umweltpolitik weist sowohl in

verschiedeneneuropäischenGrenzregionenalsauchbeiverschiedenenUmweltproblemengroße

Unterschiede hinsichtlich der Kooperationsniveaus auf. Grenzüberschreitende Kooperationen

reichen von losen Kontakten bis zur gemeinsamen Planung und Ausführung von Projekten. Die ver-

schiedenen Kooperationsformen können nach dem Kriterium der Intensität bzw. Fortgeschrittenheit

systematisiert werden, wobei offen bleibt, ob eine intensivere Zusammenarbeit auch zu einer erfolg-

reichen grenzüberschreitenden Umweltpolitik führt. Aufgrund der empirischen Analysen können die

folgendenaufeinanderaufbauendenKooperationsniveausunterschiedenwerden,wobeidieÜbergänge

zwischen den einzelnen Stufen fließend sind:

- Information
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- Konsultation

- Koordination

- gemeinsames Handeln

In der Praxis der grenzüberschreitenden Umweltpolitik finden sich Maßnahmen und Projekte, die allen

hieraufgeführtenStufenzugerechnetwerdenkönnen.Eskonnteaber festgestelltwerden,daß inden

vergangenenJahreneindeutlicherAnstiegdesKooperationsniveausbeider grenzüberschreitenden

Umweltpolitik stattgefunden hat. Dies steht sicherlich in engem Zusammenhang mit dem INTERREG-

Programm,durchdasgemeinsamdurchgeführteProjektestarkgefördert, jasogarzwingendverlangt

wurden.DiehieraufgeführtenKooperationsniveaussetzenabereinepositiveZusammenarbeitvoraus,

d.h.bei denAkteuren in einer Grenzregion besteht der Wille, einUmweltproblem gemeinsam zu lösen.

In der Praxis der grenzüberschreitenden Umweltpolitik treten jedoch immer wieder auch Konflikte

auf, diemit diesen Kooperationsformen nicht mehr bewältigt werden können. Es ist deshalb notwen-

dig, den Kooperationsprozeß der grenzüberschreitenden Umweltpolitik auch hinsichtlich seiner

Konfliktbearbeitungzusystematisieren.AufbauendaufdenempirischenAnalysenausverschiedenen

Grenzregionen können die folgenden Konfliktstufen unterschieden werden:

- Protest

- Klage

EineweitereMöglichkeitderKonfliktbearbeitungbeigrenzüberschreitendendenUmweltproblemen

wurdeimRahmenderbeidenRegionalstudienamBodenseeundamOberrheinausgemacht:Vergleichtman

dieexistierenden Umweltproblememit den konkreten Handlungsfeldern der grenzüberschreitenden

Kooperation,so ist festzustellen,daßverschiedeneUmweltproblemenichtbehandeltwerden.Eine

derartige Dethematisierung von Umweltproblemen findet sowohl in formellen als auch in informellen

grenzüberschreitendenGremienstatt.Hinsichtlichder Bedeutung, diediese Nichtbehandlungs-

strategien bei der grenzüberschreitenden Umweltpolitik hat, liegen keine validen Daten vor.

AufgrundderEinschätzungvonverschiedenenExpertendergrenzüberschreitendenUmweltpolitikkann

aber angenommen werden, daß diese Strategie in zahlreichen Grenzregionen zur Konfliktvermeidung

angewendet wird. Dies bedeutet, daß sich grenzüberschreitende Umweltpolitik in der Regel durch eine

hohe Konfliktlösungsunfähigkeit auszeichnet.

DieAktivitätenderunterschiedlichenAkteursgruppenweisenverschiedeneKooperationsniveausauf,

wobei auch hier deutliche Entwicklungsprozesse festgestellt werden können. In den meisten Grenz-

regionen beschränkte sich deren Zusammenarbeit in der Vergangenheit meist auf Information,

Konsultation und Koordinierung der jeweiligen teilregionalen Verwaltungsaktivitäten. Zunehmend

wirdabervondenVerwaltungenauchgrenzüberschreitendagiertundwerdengemeinsameHandlungs-

programmeund-maßnahmenentwickeltundumgesetzt.Diese Intensivierungder Verwaltungsaktivitä-

tenhängtengmitderVerbesserungderKommunikationsbeziehungenunddem Aufbaupersönlicher

Beziehungen zwischen den einzelnen Verwaltungsakteuren zusammen. Sie kann aber auch aus einer

Verbesserungder Rahmenbedingungen resultieren, wiez.B. aus der Bereitstellung zusätzlicher

Personal-oderFinanzkapazitäten.EineandereSituation findet sichdagegenüberwiegendbei den

regionalenAkteuren (Kommunenund Umweltverbände).Dort ist das Kooperationsniveau in der Regel

relativ hoch. Dies hängt sicherlich mit der größeren Problemnähe dieser Akteure und vor allem auch

mit den ihnen verfügbaren Instrumenten zusammen.

HinsichtlichdesKooperationsniveausdergrenzüberschreitendenUmweltpolitikkannzusammenfas-

send festgehalten werden, daß in den vergangenen Jahren eine deutliche Intensivierung statt-
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gefunden hat. Dies gilt vor allem für die bislang dominierende Akteursgruppe, die staatliche

Verwaltung,aber auch für andereAkteure. Hier besteht einenger Zusammenhang mit dem INTERREG-

Programm.

Umweltpolitische Bewertung

Eine Bewertung der grenzüberschreitenden Kooperation im Umweltbereich muß auch die (möglichen)

umweltrelevantenErgebnissederverschiedenenHandlungsprogrammeund-maßnahmenberücksichtigen.

EineökologischeBewertungsetztander (erwarteten)WirkungstiefeundWirkungsbreitederumwelt-

politischen Maßnahme an. Der Begriff der Wirkungstiefe bezeichnet die Tiefendimension von Umwelt-

politik und ist ein Gradmesser für die Tiefe von Eingriffen in bestehende wirtschaftliche oder

gesellschaftliche Strukturen und Abläufe. Mit Hilfe des Begriffs der Wirkungsbreite läßt sich

bestimmen, wieviele Sektoren und Problembereiche von den Instrumenten einer umweltpolitischen

Maßnahmeerfaßtwerden.ZurkonkretenBewertungderUmweltpolitik inverschiedeneneuropäischen

GrenzregionenwurdeeinökologischesStufenmodell entwickelt, bei dem WirkungstiefeundWirkungs-

breitevonStufezuStufezunehmen(vgl. Scherer/Blatter/Hey1994:96).Eswirdzwischen folgenden

Stufen unterschieden, die verschiedenen umweltpolitischen Leitbildern entsprechen:

- Symptombekämpfung

- Belastungsverteilung

- End-of-pipe-Technologie

- Integrierter Umweltschutz

- Ökologische Strukturpolitik

- Ökologisches Wohlstandsmodell

Grundsätzlich muß davon ausgegangen werden, daß die grenzüberschreitenden Kooperationen im

UmweltbereichinderRegeleineniedrigeökologischeWirkungstiefeaufweisen.Wiederempirischen

Ergebnisse der internationalen Vergleichsstudie gezeigt haben, handelt es sich oft um umwelt-

politischeMaßnahmendiedenTiefendimensionen‘Symptombekämpfung’oder‘End-of-pipe-Technolo-

gie’ zugerechnetwerdenmüssen. IneinigenGrenzregionenwerden jedochauchzahlreicheMaßnahmen

getroffen,dieeinedeutlichhöhereWirkungstiefeaufweisenundden Tiefendimensionen ‘Integrier-

ter Umweltschutz’ oder auch ‘Ökologische Strukturpolitik’ zugerechnet werden können. Auch hier

könnendieschongenanntenGrenzregionenRegioRhein-Waal,EuregioundBodenseealsModellregionen

für eine - im Vergleich zu anderen Grenzregionen - fortschrittliche Umweltpolitik genannt werden.

GleichwohlwerdenauchinzahlreichenanderenRegionenumweltpolitischeMaßnahmendurchgeführt,

dieeinehoheWirkungstiefeaufweisen,wiez.B.dasStrukturmodellHochrhein imdeutsch-schweize-

rischenGrenzraumoderdasRheinauenprojekt inderPAMINA-Region(vgl. Hey/ Betz1994,Blatter

1994b).

Eine Betrachtung der chronologischen Entwicklung der grenzüberschreitenden Umweltpolitik, die

sich vor allem auf die empirischen Erkenntnisse der beiden Regionalstudien stützt, zeigt eine

deutliche Intensivierung der grenzüberschreitenden Umweltpolitik auch hinsichtlich der ökologi-

schen Wirkungstiefe. Sie verdeutlicht aber auch, daß die grenzüberschreitende Umweltpolitik

normalerweisenichtzueinerallgemeinenWeiterentwicklungderUmweltpolitikbeitragenkann.Diese

Einschätzung resultiert aus der Erkenntnis, daß bei Maßnahmen grenzüberschreitender Umweltpolitik

in der Regel keine höhere Wirkungstiefe festgestellt werden kann, als dies bei Maßnahmen in einer
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der beteiligten Regionen bereits der Fall ist. Allerdings gibt es auch Ausnahmen wie z.B. bei den

MaßnahmenzurReduzierungderBelastungendurchdieBooteaufdemBodensee(vgl.Blatter1994a).Es

zeigtsichaber,daßdurchInnovationstransfer imRahmendergrenzüberschreitendenKooperation

eine Erhöhung der ökologischen Wirkungstiefe in einer oder mehrerer der beteiligten Regionen

möglich ist. Die grenzüberschreitende Kooperation im Umweltbereich bewirkt einen Transfer fort-

schrittlicher Umweltpolitik und kann damit zu einer Weiterentwicklung der nationalstaatlichen

Umweltpolitikbeitragen.GrenzüberschreitendeKooperationkann somit einwichtiger Innovations-

motor für die Weiterentwicklung der Umweltpolitik in Europa sein. Dies erscheint aber nur dann

möglich,wenndieGrenzregionenüberausreichendeKapazitätenverfügen,umeineeigenständigeUm-

weltpolitik durchzuführen. Hier hat sich gezeigt, daß das INTERREG-Programm indirekt auch zu einer

WeiterentwicklungundIntensivierungderUmweltpolitikbeigetragenhat,daesdenGrenzregionen

zusätzlicheKapazitätenbereitgestellt hat, durchdiekonkreteumweltpolitischeMaßnahmenund

Handlungenermöglichtwurden.Auchhier bestätigt sichwiederum dasvonPrittwitz(1990) formulier-

te Katastrophenparadox, nachdem eine Weiterentwicklung der Umweltpolitik nicht durch die jeweili-

genumweltrelevantenProblemlagen,sonderndurchdiezur Verfügung stehenden Kapazitäten hervor-

gerufen wird.
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3 Einflußfaktoren grenzüberschreitender Umweltpolitik

Die Kooperationsergebnisse der grenzüberschreitenden Umweltpolitik werden von einer Vielzahl

unterschiedlicherFaktorenbeeinflußt.DieFaktorendeterminierensowohldasNiveaudergrenzüber-

schreitenden Kooperation als auch die ökologische Wirkungstiefe des jeweiligen Einzelprojektes.

ImRahmenderinternationalenVergleichstudieverschiedenereuropäischerGrenzregionenundauch

in den beiden Regionalstudien 'Bodensee' und 'Oberrhein' wurde deutlich, daß keinem der

identifizierbaren Faktoren eine absolute Rolle für den Erfolg oder 'Miß'-Erfolg der grenzüber-

schreitendenUmweltpolitikzugerechnetwerdenkann.Dies liegtzumeinendaran,daß jenachProblem

undregionaler Situation jeweilsandereFaktorenanBedeutunggewinnen.Undes liegt zum anderen

daran daß es auf dieKonstellation der Faktoren ankommt (z.B. kann nicht eine bestimmte Organisa-

tionsformals immererfolgreichangesehenwerden,sonderndieFormderKooperationmuß zur Problem-

lage passen).

BeiderAnalysederUmweltpolitikverschiedenerGrenzregionenhatsichgezeigt, daß angesichtsder

identifizierten Faktoren in allen Grenzregionen eine Kooperation im Umweltbereich möglich und

denkbar ist. Bei grenzüberschreitender Umweltpolitik kann deshalbauch nicht einfach zwischen

erfolgreicher und erfolgloser grenzüberschreitender Kooperation unterschieden werden, sondern muß

bei einer Bewertung beachten, ob man es mit einer 'leichten' oder einer 'schweren' Kooperation zu

tun hat. Der Unterschied zwischen 'leichten' und 'schweren' Kooperationen ist vor allem durch Sym-

metrieundAsymmetriebedingt:Bestehtzwischen den Teilregionen einer Grenzregion eine Symmetrie

hinsichtlich ihrer (Verursacher-Betroffenen-) Interessen,desUmweltbewußtseins,derzurVerfü-

gungstehendenKapazitätenundauchder jeweiligenKompetenzen,kannohnehohenKooperations-

aufwandundohnehoheProblemlösungskapazitäten,relativ 'leicht'zusammengearbeitetwerdenund

es wird meist ein relativ hohes Kooperationsniveau erreicht. Anders sieht es bei asymmetrischen

Verhältnissen über die nationalstaatlichen Grenzen hinweg aus: Hier besteht meist ein sehr hoher

Kooperationsbedarf und es werden hohe Problemlösungskapazitäten benötigt. Es fällt deshalb

'schwer', über die Grenzen hinweg zusammenzuarbeiten und ein hohes Kooperationsniveau zu er-

reichen.

Die Faktoren, durch die die grenzüberschreitende Kooperation im Umweltbereich beeinflußt wird,

können nach einem logischen Ablaufschema geordnet werden. Im folgenden soll deshalb versucht

werden,einModellderBeeinflussunggrenzüberschreitenderUmweltpolitikentwickeln.Ansatzpunkte

für dieses Modell sind die grundlegenden Überlegungen über die allgemeinen Faktoren grenzüber-

schreitenderKooperationen,wiesievor dem Hintergrundder politikwissenschaftlichenDiskussion

überEntscheidungsprozesseundder(früherer)empirischerAnalysengrenzüberschreitenderKoope-

rationen entwickelt wurde.

Dieses ursprüngliche Modell, wie es in Abb. 1 dargestellt ist, wird durch die empirischen Arbeiten

als sehr erklärungskräftig bestätigt, muß aber ergänzt und dynamisiert werden. Die entscheidende
Erkenntnisist,daßdieKonstellationenzwischendenTeilregionensowohldieKooperationsstruktu-
renund-prozessewieauchdenumweltpolitischenOutputmaßgeblichdeterminieren.Weiterhinistzu

betonen, daß es nicht nur der naturwissenschaftliche, objektiv-ökologische Verflechtungstyp ist,

derdie InteressenderBeteiligtendeterminiert, sonderndaß die tatsächlichhandlungsbestimmenden
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Präferenzen und Positionen der teilregionalen Akteure von verschiedenen Konstellationsfaktoren

abhängen und insbesonderedieWahrnehmung und subjektiven Wertschätzungen eine wichtige Rolle

spielen. Besteht bei den Konstellationsfaktoren eine Symmetrie zwischen den einzelnen Teil-

regionen, kann diegrenzüberschreitende Kooperation zur Lösung dieses Umweltproblems relativ

leicht sein. Bei einer asymmetrischen Konstellation ist es dagegen wahrscheinlich, daß eine grenz-

überschreitende Lösung schwierig ist und einen sehr hohen Kooperationsaufwand erfordert.

Im folgenden soll nun versucht werden, die einzelnen Faktoren zu strukturieren und ihre jeweilige

Wirkungsweiseaufzuzeigen.DasdabeientwickelteEinflußmodellgrenzüberschreitenderUmwelt-

politik darf aber nicht als ein statisches Modell erstanden werden, das streng dem logischen

Ablaufschemaerfolgt.EshandeltsichvielmehrumeindynamischesModell,beidemmehrereEinstiege

denkbar sind und das vor allem auf Rückkoppelungseffekte angewiesen ist.
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Abb. 1 Faktoren grenzüberschreitender Umweltpolitik (Quelle: Scherer/ Blatter/ Hey 1994:53)
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3.1 Ablaufmodell grenzüberschreitender Umweltpolitik

Die Faktoren grenzüberschreitender Umweltpolitik können den Bereichen der konkreten Problemsi-

tuation,denRahmenbedingungenunddem Ablauf desProblemverarbeitungsprozessessowieder Im-

plementationeinesgrenzüberschreitendenHandlungsprogrammeszugeordnetwerden(vgl.Abb.2).

Offensichtlich ist,daßdasErgebnisgrenzüberschreitender Umweltpolitik instarkem Maßevonder

jeweiligenökologischenProblemlagebeeinflußtwird,wobeizwischendemobjektivenUmweltproblem
unddessensubjektiverProblemwahrnehmungunterschiedenwerdenmuß.DerunterschiedlicheEinfluß,

dendieobjektivenUmweltproblemeauf diegrenzüberschreitendeKooperation ausüben, resultiert

nichtausdenUnterschiedenhinsichtlichdesjeweiligenUmweltmediums,sondernausdenjeweiligen

ökologischen Verflechtungstypen, wie sie in Kap. 2 dargestellt wurden.

Problemwahrnehmung

Diessetztabervoraus,daßeinobjektivexistierendesUmweltproblemvondeneinzelnenTeilregionen

auchsubjektivalsUmweltproblemwahrgenommenwird.DiesesubjektiveWahrnehmungvonUmwelt-
problemenhängtsehrstarkmitdemUmweltbewußtseinunddemWissenüberdiejeweiligeUmweltsitua-

tion zusammen. Das Umweltbewußtsein in den jeweiligen Teilregionen wird dabei stark auch von

kulturellen Faktoren beeinflußt. Grundsätzlich muß davon ausgegangen werden, daß das Erkennen

einerProblemlageundderenLösungsbedürftigkeitdieGrundlagefür jedes(politische)Handeln ist.

Diese Phase der Initiation, in der ein Umweltproblem als lösungsbedürftig für die Politik erkannt

wird, ist der Ausgangspunkt für die gesamte grenzüberschreitende Kooperation im Umweltbereich.

DiegrenzüberschreitendeKooperationwirddurchdieSymmetrieder jeweiligensubjektivenWahr-

nehmungeinesUmweltproblemsbeeinflußt.DabeimußaberzwischenderreinenProblemwahrnehmungund

demErkennenderLösungsbedürftigkeitdiesesProblemsunterschiedenwerden.Bestehthinsichtlich

der reinen Problemwahrnehmung zwischen den jeweiligen Teilregionen eine Asymmetrie, kann dieser

mit Hilfevon Informations-undWissensinstrumentenohnegroßenKooperationsaufwandentgegen-

gewirkt werden.
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Abb. 2Ablaufmodell grenzüberschreitender Kooperation im Umweltbereich (Quelle: Eigene Dar-
stellung)
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Eine andere Situation stellt sich aber bei dem Erkennen der Lösungsbedürftigkeit eines Umwelt-

problems dar, das stark vom jeweiligen ökologischen Verflechtungstyp beeinflußt wird. Bei Umwelt-

problemen, bei denen symmetrische Kosten-Nutzen-Relation bestehen, wird die Lösungsbedürftigkeit

eines Umweltproblems über die jeweiligen Grenzen hinweg erkannt. Anders sieht es dagegen bei

asymmetrischen Kosten-Nutzen-Relationen aus. Hier bestehen auch bei dem Erkennen der Lösungs-

bedürftigkeitdiesesProblemszwischendeneinzelnenTeilregionenUnterschiede,wodurcheine

grenzüberschreitende Problemlösung aufgrund des hohen Kooperationsbedarfs und der notwendigen

Problemlösungskapazitäten erschwert wird.

DieunterschiedlicheEinstufungderLösungsbedürftigkeiteinesUmweltproblemswird instarkemMaße

auch von dem in den einzelnen Nationalstaaten unterschiedlich ausgeprägten Umweltbewußtsein
beeinflußt. Wenn hier deutlich unterschiedliche Ausprägungen bestehen, wird die grenzüber-

schreitendeKooperationerschwertundderKooperationsbedarfansteigen.Beieinemvergleichbaren

Umweltbewußtsein der beteiligten Teilregionen wird die Kooperation dagegen erleichtert.

Über den Einzelfall hinaus und langfristig hängen die teilregionalen Interessen und auch die

subjektivenWahrnehmungeneinesUmweltproblemsstarkvondenräumlichenEntwicklungszielender

jeweiligenTeilregionenab.Wennbei den räumlichenNutzungsansprüchenstarkeDivergenzenzwischen

den einzelnen Teilregionen bestehen, gibt es viele Interessengegensätze in den einzelnen Sektoren

undauchgroßeUnterschiede bei der Einstufung der Lösungsbedürftigkeit der Umweltprobleme. Ein

Beispiel hierfür ist die Situation im Elsaß und Südbaden bei den Konflikten um die Flachglasfabrik

in Hombourg oder die Zitronensäurefabrik in Marckolsheim (vgl. Hey/ Betz 1994). Durch diese

asymmetrischenräumlichenEntwicklungsperspektivenundder daraus resultierendenunterschiedli-

chen Einstufung der Lösungsbedürftigkeit eines Umweltproblems wird die grenzüberschreitende

KooperationbeidiesemkonkretenUmweltproblemmassiverschwert.DieLösungeinessolchenUmwelt-

problems erfordert einen hohen Kooperationsaufwand und hohe Problemlösungskapazitäten der

beteiligtenAkteure.BeieinergemeinsamenräumlichenEntwicklungsvorstellungderGrenzregion,

im Sinne eines Raumordnungskonzeptes oder eines räumlichen Leitbildes, stellt sich die Situation

dagegen anders dar: Hier erscheint es wahrscheinlich, daß die Lösungsbedürftigkeit eines Umwelt-

problems in den jeweiligen Teilregionen vergleichbar eingestuft wird, die grenzüberschreitende

Lösung des Problems kann dadurch erleichtert werden.

IndiesenAusführungenzurobjektivenundsubjektivenWahrnehmungeinesUmweltproblemszeigtsich,

daß das Ergebnis der grenzüberschreitenden Kooperation im Umweltbereich in starkem Maße vom

jeweiligen 'Input' beeinflußt wird. Durch bestehende Symmetrien oder Asymmetrien wird der Erfolg

dieser Kooperation 'erleichtert' oder 'erschwert', indem ein unterschiedlich hoher Kooperations-

bedarf und unterschiedlich hohe Problemlösungskapazitäten benötigt werden. Im folgenden soll nun

dargestelltwerden,wiedieRahmenbedingungenindeneinzelnenTeilregionendenKooperationsbedarf

und insbesondere die für die konkrete Problemlösung zur Verfügung stehenden Kapazitäten beein-

flussen.

Kapazitäten und Kompetenzen

DieRahmenbedingungen der grenzüberschreitenden Umweltpolitik werden einerseits durch die

Möglichkeiten, diedieeinzelnen Teilregionen zur Durchführung einer eigenständigen Umweltpolitik

besitzen, und andererseits durch das allgemeine Interaktionssystem gebildet, das über die

nationalstaatlichen Grenzen hinweg zwischen den jeweiligen Teilregionen besteht. Die Möglich-

keiten der einzelnen Teilregionen hängen von deren Problemlösungskapazitäten ab, die sich aus
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Wirtschaftsleistung, Innovations- und Strategiefähigkeit des politisch-administrativen Systems

sowie der Institutionalisierung von Umweltinteressen ergibt (vgl. Scherer/ Blatter/ Hey 1994:52f).

Gleichzeitigspielen auch dieProblemlösungskompetenzen, die die verschiedenen politischen Ebenen

besitzen, eine wichtige Rolle. Entscheidend für den Erfolg grenzüberschreitender Umweltpolitik ist

nicht die Ausprägung der Kapazitäten und Kompetenzen in den jeweiligen Teilregionen, sondern

insbesonderedieKonstellationdieserFaktorenzwischendiesenRegionen.Sindgrenzüberschreitend

die allgemein zur Verfügung stehenden Problemlösungskapazitäten der einzelnen Teilregionen

ungleich verteilt, wird ein kooperatives Handeln deutlich erschwert. Ähnlich sieht es auch bei den

umweltpolitischenKompetenzender verschiedenenpolitischenEbenenaus.Bei einer begrenzten

Kompatibilität der jeweiligen politisch-administrativen Zuständigkeiten kann ein gemeinsames

Handelnerschwert werden. Exemplarisch sei hier nur auf die Problematik der Abgasnormen für Boote

aufdemBodenseehingewiesen,beiderdieKompetenzensehrunterschiedlichverteiltwarenundder

Zentralismus der Schweiz in dieser Frage ein kooperatives Handeln über die Grenzen hinweg deutlich

erschwert hat (vgl. Blatter 1994a).

DieUnterschiedebeidenProblemlösungskapazitätenund-kompetenzenerschwerensicherlich

grenzüberschreitendeinkooperativesHandelnbei Umweltproblemen.Siekönnen jedochauchdazu

führen, daß durch die grenzüberschreitende Zusammenarbeit in der kapazitätenärmeren Teilregion

neue Impulse für Umweltpolitik verzeichnet werden können. In diesem Fall tritt nun in dieser

Teilregion eine Situation ein, wie sie von Prittwitz (1990) im Zusammenhang mit dem 'Katastrophen-

paradox' formuliertwurde.Hierkannbeobachtetwerden,daß nichtdieSchärfeeinesUmweltproblems,

sonderndie (nun durch Kooperation) vorhandenen technischen, institutionellen und finanziellen

Kapazitäten umweltpolitisches Handeln erklären.

HierdurchläßtsichauchdiewichtigeFunktionerklären,diedas INTERREG-ProgrammderEuropäischen

Union auch für die grenzüberschreitende Umweltpolitik gespielt hat. Durch diese Gemeinschafts-

initiativestanden den Grenzregionen umfangreich finanzielleFördermittel zur Verfügung, die für

grenzüberschreitendeHandlungsprojektegenutztwerdenkonnten. INTERREGwirkteauchfürdie

grenzüberschreitende Umweltpolitik als wichtiger Impulsfaktor, mit dem einerseits 'neue' Projekte

durchgeführt werden konnten und andererseits notwendiges Grundlagenwissen für die Lösung von

(grenzüberschreitenden) Umweltproblemen erarbeitet werden konnte. In der Bodenseeregion

beispielsweisekonntenmithilfedes INTERREG-ProgrammeszahlreicheUntersuchungen (z.B. Mach-

barkeitsstudieÖPNVüberdenBodensee,Makrophytenkartierung)undauchkonkreteHandlungsprojekte

(z.B.ForschungsstelleÖkotoxikologiedesBodensees,NaturschutzzentrumEriskirch)gefördert

werden(vgl.Scherer/Müller1994).Konkretkanndavonausgegangenwerden,daßeineVerbesserung

der allgemeinen Möglichkeiten der einzelnen Teilregion zu einer deutlichen Intensivierung

grenzüberschreitenderUmweltpolitik führenkannunddiejeweiligeKooperationdadurcherleichtert

wird. Dies gilt selbst für den Fall, daß zwischen den einzelnen Teilregionen starke Unterschiede

bei den jeweils zur Verfügung stehenden Möglichkeiten bestehen.

Grenzüberschreitendes Interaktionssystem

NebendenallgemeinenProblemlösungskapazitätenund-kompetenzenderverschiedenenGrenzregionen

wird der Erfolg grenzüberschreitender Umweltpolitik in starkem Maße von dem allgemeinen Inter-
aktionssystem (vgl. Scherer/ Blatter/ Hey 1994: 54) beeinflußt, das in der Grenzregion existiert.

Durch dieses allgemeine Interaktionssystem wird vor allem die Stabilität der grenzüberschreitenden

Kooperationsbeziehungenauch imUmweltbereichgefördert.Eshatsichallerdingsherausgestellt,

daß fürdenErfolggrenzüberschreitenderUmweltpolitikengesozio-ökonomischeVerflechtungen
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zwischen den jeweiligen Teilregionen keine eindeutig positive Wirkung haben und auch dem Faktor

grenzüberschreitendesRegionalbewußtseinkeinebesondereBedeutungzukommt:Währendbeidesam

Oberrheinstärkervorhandenistals inderBodenseeregion, istamBodenseedieKooperationdeutlich

einfacher. Eine Rolle spielen aber gewisse sozio-kulturelle Faktoren wie (gemeinsame) Sprache,

kulturelleHomogenität (wirkt auf das Umweltbewußtsein) und Geschichte (beeinflußt - wenn auch

oftmalsnur unterschwellig - das Klima und dieStimmung in den Kooperationsgremien).Diese Aspekte

sind Indikatoren dafür, daß die grenzüberschreitende Kooperation in der Gesellschaft verankert

sein muß, um effektiv zu sein. Hier bestehende Probleme und Konflikte können langfristig ein

kooperativesHandelnüberdieGrenzenhinwegerschweren,auchwennumfangreiche institutionelle

Kooperationsbeziehungenbestehen.EingutesBeispielhierfür istdasVerhältniszwischenElsaß und

Südbaden.Trotzzahlreicher InstitutionenundVeranstaltungenerscheintdiegrenzüberschreitende

Kooperation im Bewußtseinder Bevölkerung nicht stark verankert zu sein, die bestehenden Sprach-

unterschiede und die - besonders für das Elsaß negativen - geschichtlichen Erfahrungen wirken bis

in die grenzüberschreitenden Institutionen hinein und erschweren dort ein kooperatives Handeln.

Kooperationsstrukturen in der Grenzregion

EingroßerEinflußaufdiegrenzüberschreitendeKooperation imUmweltbereichkanndenallgemeinen
Kooperationsstrukturen der Grenzregion zugerechnet werden, die ein Maß für die institutionellen

Kooperationspotentiale sind. Ein vollständiges "set" solcher Kooperationsstrukturen hilft die

TrennungswirkungderGrenzezuverringern,und führtdazu,daß dieUmweltpolitik inGrenzregionen

"nur" noch die gleichen Probleme besitzt wie in Binnenregionen (vgl. Blatter 1994a:72). Aber nicht

nur die Vollständigkeit, sondern auch die generelle Ausrichtung der allgemeinen Kooperations-

strukturenmachtsichbemerkbar:WährendamBodenseediegesamtegrenzüberschreitendeKooperation

sehr umweltzentriert war, spielten am Oberrhein wirtschaftspolitische Aspekte stets eine größere

Rolle.

Formelle Institutionen und informelle Netzwerke

Ein weiterer wichtiger institutioneller Aspekt ist die Form der Kooperation: Hier konnte im Rahmen

der internationalen Vergleichsstudie und vor allem im Rahmen der beiden Regionalstudien 'Bodensee'

und 'Oberrhein' festgestellt werden, daß Unterschiede zwischen stark formalisierten Institutionen
undinformellenNetzwerkbeziehungenbestehen.DieAnalysedergrenzüberschreitendenUmweltpolitik

zeigt, daß in informellen Netzwerkbeziehungen einkooperatives Handeln leichter möglich ist als in

einem stark formalisierten grenzüberschreitenden Institutionengeflecht. Diese positive Bewertung

der informellen Netzwerkbeziehungen in einer Grenzregion resultiert aus der Tatsache, daß der-

artige Strukturen flexibler auf aktuelle Probleme reagieren und ohne hohen Kooperationsaufwand

neuegrenzüberschreitendeGremienbildenkönnen. InformelleNetzwerkesind inderLage,problem-

orientiert Mitglieder zu rekrutieren, ohne daß auf sektorale oder horizontale Eigeninteressen

Rücksicht nehmen zu müssen. In Übereinstimmung mit der politikwissenschaftlichen Netzwerktheorie

(vgl. z.B. Mayntz 1993:53) konnte bei einer grenzüberschreitenden Umweltpolitik, die durch

informelle Netzwerke gekennzeichnet ist, eine 'entpolitisierte' (d.h. nicht von organisatorischen

Eigeninteressen bzw. politischen Profilierungsinteressen überlagerte) grenzüberschreitende

Kooperation in 'abgeschlossenen' Expertenzirkeln festgestellt werden. Ein besonderes Merkmal der

informellen Netzwerke in der grenzüberschreitenden Umweltpolitik ist die Existenz 'epistemischer

Gemeinschaften'(Haas1990),beidenenessichumgrenzüberschreitendeExpertengremienmitberufs-
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und wissensbasierter 'problem-solving'-Orientierung handelt (vgl. Scherer/ Blatter/ Hey

1994:42f).DenGegensatzdazubildenstark formalisierte InstitutionengeflechtevonGrenzregio-

nen, die aufgrund ihrer starren, oft staatsvertraglich geregelten Organisation zur Bildung pro-

blemlösungsorientierter Gremiennur sehr begrenzt inder Lagesind.DieGründungderartiger Gremien

wird sehr stark 'politisiert', d.h. die Auswahl der Mitglieder wird stark von organisatorischen

Eigeninteressen und politischen Profilierungsinteressen überlagert. Die Herausbildung 'epistemi-

scher Gemeinschaften' ist in stark formalisierten Gremien nicht möglich.

Die bislang positive Bewertung eines grenzüberschreitenden Interaktionssystemes, das durch

informelle Netzwerkstrukturen gekennzeichnet ist, muß jedoch relativiert werden: Bei grenzüber-

schreitendenUmweltproblemenmitsymmetrischenKosten-Nutzen-Relationenundbeidenenzwischen

den Teilregionen keine grundlegenden Konflikte bestehen, ist ein kooperatives Handeln in Netzwer-

ken leicht möglich und führt meist zu den angestrebten Erfolgen. Bei dieser 'kooperativen' Orien-

tierungdergrenzüberschreitendenNetzwerke ist der zuerwartendegemeinsameNutzendashandlungs-

leitendeKriterium(vgl.Scharpf1992:53).ZurLösungvonUmweltproblemen,beidenenasymmetrische

Kosten-Nutzen-Relationenzwischen den Teilregionen bestehen und diezu Konflikten führen (können),

sind informelle Netzwerke jedoch nicht in der Lage. Derartige Umweltprobleme scheinen stark

formalisierter grenzüberschreitender Institutionen zu bedürfen.

Hier zeigt sich, daß die feststellbaren Faktoren in ihrer Wirkungsweise stark abhängig sind von der

jeweils konkreten umweltpolitischen Problemlage und der daraus resultierenden Interaktions-
orientierung der grenzüberschreitenden Kooperation. Es zeigt sich aber auch, daß der Erfolg

grenzüberschreitenderUmweltpolitikinstarkemMaßevondenumweltrelevantenRahmenbedingungen

ineinerGrenzregionabhängig ist,wobei hier vor allem dieKonstellationzwischendenTeilregionen

hinsichtlichderzurVerfügungstehendenProblemlösungskapazitätenund-kompetenzenvonbesonde-

rer Bedeutung ist. Durch dieRahmenbedingungen und durch das allgemeine Interaktionssystem einer

Grenzregion wirdder konkrete Problemverarbeitungsprozeß der grenzüberschreitenden Umwelt-

kooperation sehr stark beeinflußt.

Dies gilt insbesondere für das themenspezifische Interaktionssystem, das den Kern dieses

Problemverarbeitungsprozesses bildet. Die konkrete Institution, in der ein grenzüberschreitendes

Umweltproblem behandeltwerdensoll, wirdstark durch das allgemeine Interaktionssystem beein-

flußt. Hier wurde schon auf den grundlegenden Unterschied zwischen einer formalisierten Institu-

tionalisierung der grenzüberschreitenden Kooperation und der informellen Netzwerkbildung in einer

Grenzregionhingewiesen.Hinsichtlichder themenspezifischen Interaktionssystemekanndiese

Unterscheidung weiter differenziertwerden. So kann einerseits eine problemorientierteBehandlung
vonUmweltthemenininformellenNetzwerkenundandererseitseineeherprogrammorientierteBe-
handlung in den formellen Institutionen der grenzüberschreitenden Kooperation festgestellt

werden. Die Vorteile der problemorientierten Behandlung von Umweltproblemen in informellen

Netzwerken liegt sicherlich in der Flexibilität mit der neue Gremien gegründet werden können, und

vor allem in der 'entpolitisierten' Zusammensetzung dieser Gremien. Hierbei spielen die 'epistemi-

schenGemeinschaften'einewichtigeRolle.BeiderempirischenAnalysegrenzüberschreitenderUm-

weltpolitik hat sich gerade in der Bodenseeregion gezeigt, daß die positiven Wirkungen dieser

problemorientierten Behandlung in informellen Netzwerken stark beschränkt sind (vgl. Scherer/ Mül-

ler 1994, Blatter 1994a, Schnell 1994). Informelle Netzwerke sind ausschließlich für die Lösung von

Umweltproblemen geeignet, bei denen eine relativ große Symmetrie der jeweiligen Kosten-Nutzen-

Relationen der einzelnen Teilregionen besteht. Bei anderen Umweltproblemen mit grenzüberschrei-

tend asymmetrischen Interessensstrukturen sind diese informellen Netzwerke bislang nicht in der

Lage,einKooperationsergebniszuerzielen.DieseempirischeErkenntnisbestätigtdieTheorieder
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InternationalenUmweltpolitik,nachderepistemischeGemeinschaftennurzukonsensorientiertem

Handeln fähig sind (vgl. Haas 1990: 228).

DieBehandlungvonUmweltproblemenmitasymmetrischen Interessensstrukturender Teilregionen,

erscheint inprogrammorientiertenformellen Institutionen leichtermöglich. InderartigenGremien

können stärker als in informellen Gremien, Strategien der aktiven Konsensbildung durchgeführt

werden. Die formellen Gremien können vor allem Durchsetzungsstrategien anwenden, mit denen

grenzüberschreitend einkooperatives Handeln erreicht werden kann. Nach Scharpf (1978:27) sind bei

nicht-hierarchischen Verhandlungssystemen, wie sie bei der grenzüberschreitenden Kooperation

immerbestehen,vorallemAusgleichszahlungen,Koppelungsgeschäfteoder'Bargaining'-Prozessevon

entscheidenderBedeutung.Diese theoretischenMöglichkeitenwerdenallerdings inder Praxis nur

in sehr beschränktem Ausmaß angewandt.

Stattdessenwirdauf Strategieneiner systematischenMinimierungdesKonsensbedarfsausgewichen.

Bei zahlreichen informellen Gremien der grenzüberschreitenden Umweltpolitik werden diese Strate-

gien relativ oft angewendet. Hier können vor allem Strategien der Reduktion der Beteiligtenkom-

plexität (BehandlungeinzelnerProblemeinverwaltungsinternenArbeits-oderExpertengruppen)und

auchderEntscheidungskomplexität (AufteileneinesGesamtprojekts inmehrereEinzelprojekte)

eingesetzt werden, wobei nur noch an den 'Schnittstellen' grenzüberschreitende Entscheidungen

notwendigsind. Sehr deutlich wirddies bei der Behandlung von Umweltproblemen in der Bodensee-

region.DortwerdenzuzahlreichenUmweltproblemeneinzelneAd-hoc-Arbeitsgruppenundeinzelne

Subkommissionen gebildet, in denen von einer geringen Zahl von Fachexperten sehr konkrete Frage-

stellungen (oftmals nur Schnittstellen-Clearing) bearbeitet werden. Durch diese Strategie der

KonfliktminderungwirdzumindestindeninformellengrenzüberschreitendenNetzwerkendieHeraus-

bildung von epistemischen Gemeinschaften stark gefördert.

Führen die Durchsetzungsstrategien in den programmorientierten formellen Institutionen oder die

Reduktionsstrategien indenproblemorientierten informellen Netzwerken nicht zu einem Konsens,

kommtesbeidergrenzüberschreitendenUmweltpolitikmeistzueinerVertagungdesKonfliktes.Dies

geschieht, wie von Scharpf (1978:28) in bezug auf die horizontale Politikverflechtung formuliert,

durch 'Strukturerhaltung', 'Gleichbehandlung', 'Konfliktvertagung' oder 'Eingriffsverzicht'. In

der Praxis der grenzüberschreitenden Umweltpolitik werden diese Strategien der Konfliktvertagung

bislang sehr oft angewendet. In der Bodenseeregion beispielsweise werden konflikthafte Themen, wie

z.B. der Bau eines atomaren Zwischenlagers oder die Planung einer Sondermülldeponie in den grenz-

überschreitenden Gremien nicht behandelt (vgl. Scherer/ Müller 1994).

Entscheidungsprozesse

Die Ausführungen hinsichtlich des themenspezifischen Interaktionssystems beziehen sich bereits

sehrstarkaufdieFormder dortstattfindendenEntscheidungsprozesse.DieseEntscheidungsprozesse

sind in erster Linie durch das Fehlen hierarchischer Entscheidungsinstanzen gekennzeichnet. So muß

sowohl zwischen den verschiedenen territorialen Einheiten wieauch zwischen verschiedenen sektora-

lenAkteurenKonsensherbeigeführtwerden,umMaßnahmenauchentscheidungs-undimplementations-

fähig zu gestalten. Für Umweltschutzmaßnahmen mit großer Wirkungstiefe, die damit zwangsläufig in

Opposition zu traditionellen Nutzungsinteressen stehen, bedeutet dies ein großes strukturelles

Hindernis, da es in Grenzregionen noch mehr Veto-Möglichkeiten gibt als in Binnenregionen. Dies

erklärt auch, warum in Grenzregionen zwischen den verschiedenen Sektoren bisher nur "negative

Kooperation"stattfindetbzw.warum dieUmweltprojektenur additiv zu anderen, wachstumsorientier-
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ten Projekten betrieben werden. Wo versucht wird, in grenzüberschreitenden Strukturen inter-

sektoralumweltorientierteMaßnahmenumzusetzen,dortzeigtsich,wieenormaufwendigund langwie-

rig solche Bemühungen sind (z.B. Bootsproblematik; vgl. Blatter 1994a).

Ein wichtiger Faktor für den Problemverarbeitungsprozeß der grenzüberschreitenden Umweltpolitik

istauchdieVerfügbarkeitvonprojektbezogenenProblemlösungskapazitäten.Dieseprojektbezogenen

Kapazitätenhängen sehr eng mit den allgemeinen Problemlösungskapazitäten und -kompetenzen der

jeweiligen Teilregionen zusammen. Es wurde schon darauf hingewiesen, daß der Erfolg der

grenzüberschreitendenUmweltpolitikdurchhierbestehendeDivergenzendeutlicherschwertwird.

DerkonkreteProblemverarbeitungsprozeßwirdabervor allem durchdieprojektbezogenenProblemlö-

sungskapazitätenbeeinflußt. ImRahmender internationalenVergleichsstudieundvorallem inden

beiden Regionalstudien 'Bodensee' und 'Oberrhein' konnte festgestellt werden, daß das Ergebnis

grenzüberschreitender Umweltpolitik stark davon beeinflußt wird, ob bei dem Entscheidungsprozeß

dieAkteurebeteiligt sind, dieauch über die notwendigen Umsetzungskompetenzen verfügen. Werden

diese Akteure an dem Entscheidungsprozeß nicht beteiligt, ist die konkrete Umsetzung eines

grenzüberschreitendenHandlungsprogrammesmitsehrhohemKooperationsbedarfverbunden.DerErfolg

grenzüberschreitenderUmweltpolitikwirddeshalbentscheidenddurchdieZusammensetzungder

grenzüberschreitendenGremienbeeinflußt.AngesichtsdersehrunterschiedlichenAkteure,diebei

denverschiedenenUmweltproblemenüberdiejeweiligenProblemlösungskapazitätenund-kompetenzen

verfügen, scheint eine erfolgreiche grenzüberschreitende Kooperation in problemorientierten

informellen Netzwerken leichter möglich zu sein, als in formalisierten Verflechtungsstrukturen mit

festen Akteursgruppen.

Implementation

Hier wirddeutlich, daß das Ergebnis grenzüberschreitender Umweltpolitik direkt durch den jeweili-

genProblemverarbeitungsprozeß beeinflußt wird. Die Beeinflussung zielt vor allem auch auf die

Implementationder jeweiligenumweltpolitischenHandlungsprogramme.Eshatsichgezeigt, daß das

Ergebnisder grenzüberschreitenden Umweltpolitik auch stark durch das gewählte Implementations-

vorgehen beeinflußt wird. Im Rahmen der beiden Regionalstudien 'Bodensee' und 'Oberrhein' konnten

zwei grundsätzlichen Formen der Implementation identifiziert werden:

- Koordinierte Implementation
InnerhalbdergrenzüberschreitendenGremienwirdeinumweltpolitischesHandlungsprogramm

gemeinsam beschlossen. Dieses Programm weist sowohl inhaltliche Zielsetzungen als auch

zeitlicheZielsetzungenauf.DiekonkreteUmsetzung, insbesondereauchdieFinanzierung,

wird jedoch von den einzelnen Teilregionen in alleiniger Verantwortung übernommen. Im

IdealfallwirdvondemgrenzüberschreitendenGremiumeinMonotoringder Implementation

betrieben und werden mögliche 'Verwerfungen' koordiniert. Exemplarisch sei auf das 'Bau-

und Investitionsprogramm für den Bodensee' oder 'Radwanderweg Bodensee' verwiesen (vgl.

Blatter 1994a, Scherer/ Müller 1994).
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- Gemeinsame Implementation
VondengrenzüberschreitendenGremien wirdeinumweltpolitisches Handlungsprogramm

gemeinsambeschlossenundauchgemeinsamumgesetzt.Diesbedeutet,daßvondemgrenzüber-

schreitendenGremium sowohl dieFinanzierung als auch dieProjektsteuerung übernommen

werdenmuß.InderRegel istdiesmiteinemrelativhohenKoordinationsaufwandverbundenund

führtdazu,daß dieBeteiligtenkomplexität und dieEntscheidungskomplexität innerhalbdes

grenzüberschreitenden Gremiums stark ansteigt. Als Musterbeispiel einer (geplanten)

gemeinsamenUmsetzungeinesgrenzüberschreitendenUmweltprojekteskanndasKonzeptder

'Regio-S-Bahn'oder das 'Freiraumkonzept' am Oberrheinangesehen werden (vgl. Hey/ Betz

1994, Pötsch 1994).

BeideFormenderImplementationeinesgrenzüberschreitendenUmweltprogrammskönnendenErfolgdes

jeweiligenProgrammesfördernoderauchbehindern.DieWahldesgeeignetenImplementationsvorgehen

muß jeweils situativ erfolgen. Grundsätzlich kann jedoch davon ausgegangen werden, daß bei

grenzüberschreitenden Projekten mit sehr hoher Problemkomplexität eine koordinierte Implementa-

tion die erfolgreiche Umsetzung erleichtert. Damit kann eine deutliche Komplexitätsreduktion

erreicht werden, da der notwendige Kooperationsbedarf deutlich gesenkt wird. Hierbei handelt es

sich vor allem um Umweltprogramme, die eine konkrete Leistungserstellung zum Inhalt haben. Eine

andere Situation stellt sich dagegen bei Umweltprogrammen, die vor allem auf den Einsatz von

wissensbasierten Instrumenten zielen. Hier erscheint eine gemeinsame Implementation über die

Grenzen den Einsatz solcher umweltpolitischer Instrumente zu erleichtern, ohne daß dies mit einem

überdurchschnittlich hohen Koordinationsaufwand für die beteiligten Akteure verbunden ist. Auch

bei rechtlichenoderökonomischenInstrumentenscheinteinegemeinsameUmsetzungfürdenErfolgdes

Umweltprogramms förderlich zu sein. Hier zeigt sich, daß es kein 'Patentrezept' für eine erfolgrei-

cheUmsetzungeinesgrenzüberschreitendenUmweltprogrammesgibt.DurchpragmatischesVorgehen

kann jedoch das geeignete Implementationsvorgehen identifiziert werden.

3.2 Fazit

Zusammenfassendkannfestgestelltwerden,daßdasErgebnisgrenzüberschreitenderUmweltpolitik

von einer Vielzahl unterschiedlicher Faktoren beeinflußt wird. Diese einzelnen Faktoren folgen in

der Regel einem logischen Ablaufmodell, wie es in Abb. 2 dargestellt ist. Bei der Darstellung der

einzelnen Faktoren wurde darauf hingewiesen, daß durch keinen dieser Faktoren eine grenzüber-

schreitende Kooperation im Umweltbereich verhindert wird. Durch die unterschiedlichen Faktoren

kann das kooperative Handeln über die Grenzen hinweg erleichtert oder erschwert werden.

DashierskizzierteEinflußmodelldergrenzüberschreitendenUmweltpolitik ist alseindynamisches

Modell zu verstehen, das einem logischen Ablaufschema folgt. Konkret bedeutet dies, daß immer

wiederRückkoppelungenmitfrüherenEinflußnahmenmöglichundauchnotwendigsind.Esbedeutetaber

auch, daß grenzüberschreitende Umweltpolitik nicht immer bei 'Null', d.h. bei der subjektiven

WahrnehmungeinesUmweltproblemesbeginnenmuß.WiedieempirischeAnalysegrenzüberschreitender

Umweltpolitikgezeigthat,sindauchandereImpulsedenkbar,diezueinemgrenzüberschreitenden

Umweltprojekt führen. Konkret handelt es sich einerseits um 'neue' Problemlösungskapazitäten und

umneueKompetenzen,diedergesamtenGrenzregionoderaucheinzelnenTeilregionenzusätzlichzur

Verfügung stehen. Hier sind - nach anfänglichen Schwierigkeiten - vor allem durch das INTERREG-
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ProgrammwichtigeImpulsefürdiegrenzüberschreitendeUmweltpolitikausgegangen:Mitder (ange-

kündigten) Bereitstellung dieser Fördermittel wurden - gerade auch in den grenzüberschreitenden

Institutionen - 'neue' Umweltproblemeerstmaligausführlich thematisiert und es wurden in relativ

kurzenZeiträumenkonkreteEinzelprojektezur Lösungdieser Probleme formuliert und beschlossen.

Andererseits können aber auch aus bereits bestehenden grenzüberschreitenden Gremien wichtige

Impulse für diegrenzüberschreitendeUmweltpolitikausgehen.Gerade in informellenNetzwerken, in

denen sich grenzübergreifend problemorientierte Gremien sehr flexibel bilden können, ist eine

Tendenz zur 'Selbstbeschäftigung' erkennbar. Hierbei spielt der 'erfolgreiche' Abschluß eines

gemeinsamdurchgeführtenUmweltprogrammeseinewichtigeRolle.Angeregtdurchdiesengemeinsamen

ErfolgunddiewährendderZusammenarbeitentstandenenpersönlichenBeziehungenzwischenden

einzelnenAkteurenwirdeine 'neues'Thema,d.h.einneuesUmweltproblem,gesucht,mitdemsichdas

Gremium beschäftigen kann (vgl. Blatter 1994a).

Die Reduktion der vielfältigen Faktoren mit ihren unterschiedlichen Wirkungsrichtungen auf das

geschilderte Ablaufmodell erscheint notwendig, um konkrete Erfolgsbedingungen für die grenzüber-

schreitendeUmweltpolitikzuidentifizierenundumkonkreteHandlungsanweisungenfürverschiedene

(politische) Akteurezu formulieren.Mit der Verwirklichungdieser Erfolgsbedingungen kann jedoch

nur erreicht werden, daß die grenzüberschreitende Kooperation im Umweltbereich erleichtert wird

undbestehendenSchwierigkeitenentgegengewirktwird. Im folgendensollennunMöglichkeitenaufge-

zeigtwerden,wiediegrenzüberschreitendeKooperation imUmweltbereichverbessertwerdenkann.

Diesbeinhaltetauch, daß konkrete Handlungsanweisungen an dieAkteureder verschiedenen politi-

schenEbenenformuliertwerden,wobeiderSchwerpunktaufdereuropäischenundder regionalenEbene

liegt.
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4 Ansatzpunkte zur Intensivierung der Kooperation

Aufbauend auf den bisherigen Erkenntnissen zu den Charakteristika und den Faktoren der grenzüber-

schreitenden Kooperation sollen in diesem Kapitel einige Möglichkeiten skizziert werden, wie die

grenzüberschreitendeKooperationverbessertwerdenkönnte.Dabeimußzuersteinmal festgehalten

werden,daßgrenzüberschreitendeKooperation jenachProblemkonstellationundnachdengenerellen

Rahmenbedingungen unterschiedlich auszugestalten ist.

Ebenso ist festzuhalten, daß die einzelnen Faktoren in unterschiedlichem Maße gestaltbar sind. Die

Möglichkeiten (Kompetenzen und Kapazitäten) der einzelnen Teilregionen lassen sich nur sehr

bedingtundsehrlangsamaufdieNotwendigkeitendergrenzüberschreitendenZusammenarbeitaus-

richten. Die Aspekte des allgemeinen Interaktionssystems (sozio-ökonomische Verflechtung,

kultureller und geschichtlicher Hintergrund) unterliegen ebenfalls einem sehr langsamen Wandel.

Auch scheint auf den ersten Blick bei jedem Einzelproblem der Verflechtungstyp "objektiv"

festzustehen. Bei genauerer Betrachtung stellt man fest, daß zum einen wissenschaftliche Erkennt-

nisse neue Zusammenhänge "entdecken" können und sich daraus Verschiebungen bezüglich der

Verursacher-Betroffenen-Konstellationenergebenkönnen.Zumanderengilt,daßnichtunbedingtdie

"objektiven" natürlichen Betroffenheiten, sondern die spezifischen Nutzungsinteressen und die

teilregional-subjektivenWahrnehmungenundWertschätzungendiePositionen der Akteuremit-

bestimmen.Soergebensichdaraus im BereichwissenschaftlicheGrundlagen,Wahrnehmung,Leitideen

u.ä. spezifische Ansatzpunkte zur Gestaltung der Kooperation. Komplementär zu diesem Gestaltungs-

bereich sind die konkreten grenzüberschreitenden Institutionen, Verfahren und Instrumente zu

betrachten und zu gestalten. Nicht zu unterschätzen ist bei einem Politikfeld wie der grenzüber-

schreitenden Kooperation allerdings auch die kaum beeinflußbare Rolle von Einzelpersönlichkeiten,

die indiesem nochnicht so sehr verfestigten Politikfelderhebliche Handlungsspielräumebesitzen.

Dabei ist nun allerdings völlig offen, ob diese Persönlichkeiten ein gewisses Umweltbewußtsein

besitzen,oder obsich ihr Engagement jenach Projekt einmal mit Umweltschutzinteressen deckt und

ein anderes Mal nicht.

4.1 Rahmenbedingungen

EineIntensivierungdergrenzüberschreitendenZusammenarbeit imUmweltschutzkanndurchfolgende

Aktivitäten erreicht werden, die sich auf die Rahmenbedingungen beziehen:

- DieVerbesserung der Kompetenzen und Kapazitäten der regionalen grenzüberschreitenden

Akteure,

- Die Intensivierung der generellen gesellschaftlichen Integration der Grenzregion.
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4.1.1 Kompetenzen und Kapazitäten der Akteure

Angesichts der Freiwilligkeit der grenzüberschreitenden Kooperation bestimmt oftmals der "Lang-

samste" das Tempo des grenzüberschreitenden Umweltschutzes. Zentrale Rahmenbedingung für die

grenzüberschreitendeKooperationistdeswegendasNiveauderUmweltpolitikderTeilregionen.Die

Förderung des wirtschaftlichen Strukturwandels, die Entwicklung und Einbindung einer gesell-

schaftlichen Umweltschutzbewegung sowieder Aufbau einer effizienten Umweltschutzverwaltung und

entsprechendergesetzlicherNormenindenTeilregionen istauch inGrenzregionenentscheidende

Bedingung für den gemeinsamen erfolgreichen Umweltschutz. Sowohl im internationalen (europäi-

schen)wieauchimgrenzüberschreitendenUmweltschutzwirdheuteimmermehrdieNotwendigkeitder

Kooperation bzw. des einheitlichen Vorgehens als strategisches Argument gegen nationale und

(teil)regionaleMaßnahmenvorgebracht,umdiesezublockieren.Deswegenmuß auchandieser Stelle

betont werden, daß umweltpolitische Fortschritte (auch Alleingänge) in den beteiligten Grenz-

regionen das Fundament einer erfolgreichen Kooperation im Umweltschutz sind.

Öffnung der Kooperationsstrukturen

Wie in den Fallbeispielen deutlich wurde, ist trotz beschleunigter Entwicklungen in den letzten

JahrendieZusammenarbeitübernationaleStaatsgrenzenhinwegimmernochvonzentralstaatlichen

InteressenundAkteurenbestimmt(z.B.Abgasvorschriften,Oberrhein-Ausbau,Schienenverkehr;vgl.

Blatter 1994a, Blatter 1994b, Schnell 1994, Pötsch 1994). Für Innovationen im grenzüberschreiten-

denUmweltschutzistdierechtlicheÖffnungfürAkteureaufverschiedenenEbenenvonBedeutung.

Dies bedeutet in vielen Fällen eine Dezentralisierung der Kompetenzen. Allerdings wird hier nicht

einer unbedingtenDezentralisierung das Wort geredet: Zum Beispiel hatte dieZuständigkeit der

subnationalen Zentren erhebliche Bedeutung für die Reinhaltung des Bodensees, da diese mit ihren

überwiegendenSchutzinteressengegenüberdendirektenAnliegern(Kommunen)einekonsequentere

Umweltschutzpolitik betreiben. Für die Öffnung von Aktivitäten auf unterer Ebene wäre die Umsetzung

der Europarats-Konvention zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit hilfreich (vgl. Scherer/

Blatter/Hey1994:10).AuchdiebreiteRealisierungundUmsetzungvonStaatsverträgenentsprechend

dem"AbkommenzwischendemLandNordrhein-Westfalen,demLandNiedersachsen,derBundesrepublik

DeutschlandunddemKönigreichderNiederlandeübergrenzüberschreitendeZusammenarbeitzwischen

GebietskörperschaftenundanderenöffentlichenStellen"vom23.5.1991wäreförderlich.Allerdings

sindsolcheAbkommennichtüberallvonentscheidenderBedeutung,wiedieerfolgreichenkommunalen

KooperationenamBodenseezeigen.Wichtiger wäredieAufweichungvonnationalenEinheitsnormen,

dieregionaleninnovativenSonderlösungenimWegestehen(vgl.ZulassungsregelungenfürSportboote

am Bodensee).Eine regionaleFlexibilisierung nationaler und dezentraler Normen wäre ein Schritt

in Richtung subsidiäreKompetenzverteilung, dieallen Ebenen Normsetzungskompetenzen mit jeweili-

gem Handlungsspielraum zuweist.

Bereitstellung ausreichender Kapazitäten

DieTeilregionenmüssenaber nichtnur dieKapazitätenzum erfolgreichen Umwelthandelnund die

rechtlichenKooperationskompetenzen,sondernauchspezifischeKapazitätenfürdieseKooperationen
besitzen. Zwar sind durch die grenzüberschreitende Kooperation oftmals Synergie-Effekte und

bessereKosten-Nutzen-Relationen zu erwarten als bei eigenständigem Handeln, dieKooperation

steigert aber die Komplexität und führt zu Transaktionskosten, die zur Initiierung des gemeinsamen

Handelnsersteinmalaufgebrachtwerdenmüssen.DiegrenzüberschreitendeVerwendungdieserMittel
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bzw. der Einsatz von Personal steht in den Teilregionen jeweils in Konkurrenz zur Binnen-Verwen-

dung. Die Akteure profitieren aber oft davon, ihre knappen Ressourcen innerhalb ihrer Region

einzusetzen, weil dadurch eine direktere Rückkopplung zu ihrer (Wahl-)Klientel entsteht und die

Komplexitätetwasreduziertwerdenkann.ZweiMöglichkeitenzurÜberwindungdieserSchwellezum

Ressourcen-Einsatz für grenzüberschreitende Aktivitäten lassen sich erkennen:

- DiegrenzüberschreitendeZusammenarbeitwirdzumprestigeträchtigenThema,mitdemmansich

profilieren kann.

- Aus der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit lassen sich Einfluß- und finanzielle Ressour-

cen gewinnen, z.B. durch das INTERREG-Programm.

Beide Möglichkeiten wurden in den letzten Jahren durch die Europäische Union aufgegriffen und

ausgebaut.DiedurchdenBinnenmarktvorangetriebeneIntegrationunddas"EuropaderRegionen"sind

zuhandlungsstimulierendenLeitideengewordenunddieINTERREG-Programmemit ihrenfinanziellen

BeihilfenfürgrenzüberschreitendeProjektehabeneinenenormenHandlungsschubausgelöst,derauch

zueinemerheblichenTeildemgrenzüberschreitendenUmweltschutzzugutekommt(vgl. insbesondere

RegionalstudieBodensee).Das INTERREG-Programm sollte deswegen weitergeführt werden, wobei

jedoch einige Verbesserungen notwendig sind, auf die später nochmals eingegangen wird.

4.1.2 Gesellschaftliche Integration der Grenzregionen

Zwar spielen die Faktoren des allgemeinen Interaktionssystems bei der Lösung von konkreten

grenzüberschreitenden Umweltproblemen nur in bestimmten Fällen eine bedeutende Rolle. Trotzdem

kanneineVerbesserungdieserFaktorennur positiveAuswirkungenauf diespezifischenKooperatio-

nen besitzen. Während sich der Faktor "sozio-ökonomische Verflechtung" nicht als besonders

relevantherausgestellthat,sindgeschichtliche,kulturelleundsprachlicheHintergründeauch

beimkonkretenProblemlösenvonerheblicherBedeutung.DementsprechendwichtigsindBemühungenzum

kulturellen Verständnis und zur Zweisprachigkeit, wie dies z.B. im Elsaß durch ein Förderprojekt

mit einem finanziellen Volumen von 100 Mio. Francs für 1994-1998 der Fall ist. Weitere gute Bei-

spiele sind das Frankreich-Zentrum an der Universität Freiburg und die deutsch-französische2

Verwaltungsausbildung in Kehl. Das gegenseitige sprachliche Verständnis ist essentiell für die

Herausbildung von produktiven Netzwerken: Kommuniktion, Offenheit, dichte Interaktion, per-

sönlicheBeziehungenundVertrauensindhier zentraleAspekte.EbensowiediegemeinsameSprache

istdiegrenzüberschreitendeMedienberichterstattungvonRelevanzfüreineerfolgreicheZusammen-

arbeit. Neben dem reinen Informationsfluß wird dadurch auch das Verständnis für die Problemsicht

der anderen Seite gestärkt. In den beiden näher betrachteten Regionen sind hier in den letzten

JahrenerheblicheAnstrengungenunternommenworden,ohnedaßmanallerdingsbereitsvoneinem

durchschlagenden Erfolg sprechen kann. Die zweisprachige “Dreiland-Zeitung” (eine Beilage der

Basler Zeitung, aber auch als selbständige Publikation vertrieben) klagt über mangelnde Ver-

breitung und die Etablierung der Internationalen Bodensee-Nachrichten-Agentur wird von den

privaten Presse-Agenturen torpediert (vgl. Hey/ Betz 1994, Scherer/ Müller 1994). Die Bedeutung

einer gemeinsamen "Öffentlichkeit" für die Integration einer grenzüberschreitenden Region

rechtfertigt weitere und vermehrte Anstrengungen der privaten und öffentlichen Institutionen.
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4.2 Grundlagen-Wissen, normative Vorgaben, Leitbilder

Bei symmetrischer Problemkonstellation in den Teilregionen und noch mehr bei einer asymmetrischen

Konstellation gilt: Tiefgehende Umweltschutzmaßnahmen bedeuten stets Kosten bzw. Eingriffe in

bestehende Nutzungsstrukturen. Damit diese Kosten aufgebracht bzw. die Eingriffe durchgesetzt

werdenkönnen,mußsowohlEinigkeitbezüglichdernormativenZielewieaucheinegewisseSicherheit

bezüglich des Problem- und des Problemlösungswissens erreicht werden.3

Wissen über Umweltprobleme

IndenFallstudienhabensichdieUmweltverbände und dieWissenschaft als wichtigste Produzenten

vonProblem-undProblemlösungswissenherausgestellt.DieOffenheitdergrenzüberschreitenden

InstitutionengegenüberdiesenAkteuren istdeswegenzentraleVoraussetzungfürden innovativen

grenzüberschreitendenUmweltschutz. Deswegen istnichtunbedingt eine institutionelle, aber eine

prozessuale Einbindung in die "offiziellen" grenzüberschreitenden Institutionen zu fordern. Dies

kanndurchdieEinbindungeninArbeitsgruppen,dieEinladungzuKongressen,diegemeinsameDurch-

führungvonVeranstaltungoderdurchdasEinholenvonStellungnahmenzuProgrammen,Leitbildern

u.ä. geschehen.

DieProblemthematisierungen der Umweltschützer und der Wissenschaftler erfolgen oftmals verein-

zeltundmüssenimProzeßdergrenzüberschreitendenKooperationnunverallgemeinert,abgesichert

und konsensfähig gemacht werden, um handlungsleitend zu wirken. Dabei stellt sich zuerst die Frage,

obesgrenzüberschreitendeinheitliche (oder zumindest ähnliche) Problemsichten und Ziele gibt

oder nicht. Im zweiten Fall muß dieKooperation wesentlich fundamentaler ansetzen und braucht einen

langfristigen Zeithorizont.

Bei der Herstellung, Absicherung und Verbreitung von Problemwissen sind die Einbindung und

Vernetzung von regionalen wissenschaftlichen Instituten sowiegrenzüberschreitende Meßprogramme

unerläßlich, allerdings nicht ausreichend. Um nicht nur die Staatsgrenzen, sondern auch die

systemischenGrenzenzwischendem wissenschaftlichen,dem politisch-administrativen und dem

gesellschaftlichenSystemsowiediesektoralenGrenzenz.B.zwischenUmweltschützernundUm-

weltnutzern zu überwinden, sind breit angelegte Symposien, Workshops und interdisziplinäre

Forschungsprojekteu.ä.notwendig.Sobleibendie"epistemischenGemeinschaften" (Haas1990)nicht

nur auf kleine Wissenschaftlerzirkel beschränkt. Als besonders schlagkräftig hat sich die Bildung

einer internationalen "intermediären" Organisation wie die Arbeitsgemeinschaften der Wasserwerke

herausgestellt. Sie hat sowohl den Vorteil verschiedenste Grenzen zu überschreiten, als auch das

Ansehen eines "neutralen und objektiven" Mahners.4

Existenz von Leitbildern
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DazumgemeinsamenHandelnabernichtnurdieProblemthematisierungsondernauchdieZielbestimmung

gehört, stellt sich die Frage nach sektoralen und allgemeinen (räumlichen) Leitbildern. Während man

spezifischeLeitbilder imSinnevon"Kampagnen-Logos"wohlalswichtigenStimulusfürgemeinsame

Aktivitäten betrachten kann (z.B. "Lachs 2000"; vgl. Blatter 1994b), so ist der räumliche Leitbild-

Ansatz umstritten. Er steht in Konkurrenz zum projektorientierten Ansatz (vgl. Hey/ Betz 1994: 70;

ähnlich für die Euregio Maas-Rhein: Reis 1994: 38). Die Befürworter des "Projektansatzes" erhoffen

sich durch das pragmatische Entwickeln und schnelle Umsetzen von einzelnen Projekten eine

"Lokomotiven-Funktion" für die gesamte Region. Aus erfolgreichen Beispielen entsteht weitere

Handlungsmotivation für andereProjekte und Maßnahmen. Beispiele, die diese Strategie stützen,

findensichinderBodensee-Region.SowohlimGewässerschutz(vomgemeinsamenKläranlagenbauzum

ganzheitlichenökosystemarenAnsatz,vonderArbeitsgruppe"Abgasvorsschriften"zurReaktivierung

derArbeitsgruppe"Liegeplätze")alsauchimÖPNV(vom"Seehas"zurAusweitungderKooperationauf

andere Linien) brachte der Erfolg von einzelnen Maßnahmen und Programmen die Motivation und die

Kooperationsstrukturen zu weiteren Aktivitäten (vgl. Blatter 1994a, Schnell 1994). Die Verfechter

des "Leitbild"-Ansatzes befürchten, daß der Projekt-Ansatz zu einer systemlosen Auswahl von

MaßnahmenohneEinordnungineinenzukunftsorientiertenräumlichenBezugsrahmenführt,wodurch für

dieRegion eher kontraproduktiveErgebnisse erzeugt werden (vgl. Reis 1994: 38).Dieser Position

ist insbesondereunterUmwelt-Gesichtspunktenzuzustimmen,daderProjekt-Ansatzeherwachstums-

orientiert istunddieökosystemarenZusammenhängevernachlässigt.SosollteeineVerknüpfungder

beiden Ansätze versuchen, die jeweiligen Nachteile auszugleichen. Dem unter breiter Beteiligung

zu entwickelnden Leitbild kommt die Funktion der "Leitplanken" für die einzelnen Projekte zu.

Insbesondere sollte dadurch gewährleistet werden, daß besonders unverträgliche große

(Infrastruktur-)Projekte nicht weiterverfolgt werden und daß Umweltschutzprojekte nicht nur

additivzu"Wachstumsprojekten"indiegrenzüberschreitendeEntwicklungskonzeptionaufgenommen

werden. Regionale Leitbilder übernehmen darüber hinaus noch weitere Funktionen, vor allem im

HinblickaufdieFörderungdesRegionalbewußtseinsundaufdieMotivierungder regionalenBevölke-

rung für die Entwicklung der Region.

Dem Leitbild kommt somit notwendigerweise eine gewisse restriktive Korrekturfunktion zu, wobei

dieser Charakter durch dieAufnahmevon innovativen und angepaßten Entwicklungskonzepten etwas

gemildertwerdenmuß,um Akzeptanzzu finden.Auch für diesenAnsatz findet sich in der Bodensee-

Region ein verbesserungswürdiges, aber insgesamt angemessenes Beispiel: Das "Internationale

LeitbildfürdasBodensee-Gebiet",das1992vonderDeutsch-SchweizerischenRaumordnungskommis-

sionverabschiedetwurdeunddessenNeuauflage imDezember1994vonder InternationalenBodensee-

konferenz beschlossen wurde.

Einigkeit über Lösungsstrategien

AberselbstwenningrenzüberschreitendenGremienKonsensüberdiegenerelleProblemdefinitionund

über dieZielsetzungen herrscht, können immer noch Problemeauftreten, wenn spezifische Daten

bezüglich der Situation in einzelnen Teilregionen fehlen bzw. unterschiedlich erhoben werden oder

wenn sich Differenzen bezüglich der Problemlösungsstrategie ergeben.

DieSchwierigkeiten,diebeiderErhebungundAngleichungderDatenauftreten,lassenerkennen,daß

die Akteure die Bedeutung von eigentlich neutralen Daten für die sich daraus ergebenden Handlungs-

konsequenzenerkennenundteilweiseversuchen,bereitsaufdieserKooperationsebenestrategische

Weichenstellungen vorzunehmen. Deswegen ist die Bedeutung von langfristigen, einheitlichen bzw.

vergleichbaren Datenerhebungen nicht zu unterschätzen.
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densozio-ökonomischenVerflechtungenunddempolitisch-administrativen Zuschnitt der Gebietseinheiten besteht. Aber selbst
hier wird heutzutage keine politische Chance auf Neugliederung gesehen (vgl. Scharpf/ Benz 1991).
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TiefergehendeProblemlösungsstrategien (vgl. Scherer/Blatter/Hey1994: 20f) erfordernden

Nachweis,daßoberflächlichereAnsätzenurzurProblemverschiebungführenodereinezugeringeWir-

kungsbreite besitzen (Bsp. Katalysatoren, Kläranlagen). Es ist in den empirischen Analysen

deutlich geworden, daß man sich bei grenzüberschreitenden Kooperationen bisher fast nur auf

allgemein akzeptierte (meist nur technische) Strategien einigen kann. Dies unterstreicht die

Bedeutung,dieder Weiterentwicklung des "Standes der Wissenschaft" und des "Standes der Technik"

zukommt. Die Einbindung von Nicht-Technikern (z.B. Ökologen, Sozialwissenschaftler) in die

Kooperationsgremien und die Herausbildung von "problem-solving"-Identitäten in grenzüber-5

schreitenden Arbeitsgruppen bilden Ansätze, die zu Innovationen führen können, so daß sich die

Kooperation nicht mehr nur auf dieAbstimmung bezüglich des kleinsten gemeinsamen Nenners be-

schränkt, sondern sich zu einem Innovationspool weiterentwickelt.

4.3 Institutionen, Entscheidungsmechanismen und Konfliktlösungsverfahren

Der institutionellen Integrationder grenzüberschreitendenRegionenstehennach wievor und wohl

auch in Zukunft nationaleund kommunaleSouveränitätsansprüche entgegen. Es scheint wenigerfolg-

versprechendundeherkontraprokuktiv,nunneueGebietszusammenschlüssezufordern. Selbstwenn6

solche Neuformierungen durchsetzbar wären, sind sie auch nicht als sinnvoll zu bezeichnen, da

dadurch nur neue Grenzen entstehen würden. Der einzig sinnvolle Weg ist die vielfältige und kaska-7

denförmigeKooperationineinemMehrebenensystem.Dasheißt,daßdieräumlicheAbgrenzungvon

Kooperationen problemorientiert und flexibel gehandhabt wird. Die unter dem Stichwort 'variable

Geometrie' diskutierte Leitvorstellung orientiert sich eher an einem vielfältigen 'set' von

Zweckverbänden,Arbeitsgruppenu.ä.mitunterschiedlicher Zusammensetzungundweniger an festen

gebietskörperschaftlichen Strukturen. Desweiteren bedeutet dieKooperation in einem Mehrebenen-

system,daßbestimmteProblemeinverschiedenenKooperationsstrukturenbehandeltwerdenkönnenund

müssen. So kann z.B. dieFrage von Gewerbegebietsausweisungen in Regierungskonferenzen (groß-

räumigeEntwicklungsperspektiven,Informations-undBeteiligungsrechte), inPlanungskommisionen

(fachliche Optimierungsvorschläge), in Kommunalkonferenzen (Detailabstimmungen und Syn-

ergieprojekte) sowie in öffentlichen Tagungen unter Beteiligung der Öffentlichkeit bearbeitet

werden. Die Verknüpfung zwischen diesen Ebenen erfolgt durch Personalidentitäten, persönliche

Netzwerke und über die öffentliche Debatte.

IndiegleicheRichtunggehendie jüngstenEmpfehlungen für (deutsche) Bundesländergrenzen-

übergreifende regionale Kooperationen in Verdichtungsräumen (vgl. Scharpf/ Benz (1991) für

Hamburg/ Schleswig-Holstein; dieBeiträge im Band von Hoffmann/ Dill (1993) für Berlin/ Brandenburg

und Fürst/ Müller/ Schefold (1994) für Bremen/ Niedersachsen).
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Netzwerke als Chance

Eshatsich indenFalluntersuchungengezeigt, daß bestimmte (Produktions-undKoordinierungs-)

Aufgabenauchmit "weichen"Kooperationsstrukturen und -mechanismen, mit sogenannten Netzwerken,

relativ erfolgreich bewältigt werden können. Es wurde aber auch deutlich, daß Konflikte bzw.

Problemstellungen mit asymmetrischer Interessenkonstellation bisher nur sehr unzureichend

bearbeitet wurden. Hier sind stärkere Institutionen und gefestigtere Verfahren zur Problembewälti-

gungnotwendig.UnterschiedlicheProblemtypenerfordernalsounterschiedlicheBearbeitungsmecha-
nismen und-strukturen.Eine idealegenerelle institutionelleLösunggibtesnicht, damanz.B. die

Basis der informellen Netzwerke, das persönliche Vertrauensverhältnis der Akteure, zerstören

würde, wenn man diesen netzwerkartigen Gremien nun sehr konflikthafte, politische Themen zur

Bearbeitungübertragenwürde.DieseGremienschützensichbisherdavor, indemsiesolcheKonflikte

dethematisieren,soz.B.dieRaumordnungskommissionenunddieRegionalkonferenzen(vgl.Scherer/

Müller 1994). In den Gremien, die in konfliktbehafteten Themenbereichen gewachsen sind (z.B.

Oberrhein-Ausbau-Kommissionen), konnte dagegen kaum ein innovatives "problem-solving"-Klima

gedeihen,wasalsVoraussetzungfürdiepragmatischeundschnelleUmsetzungvonneuenKonzeptenund

Projekten gilt (vgl. Blatter 1994b).

DieangemesseneSchlußfolgerungausdiesenErkenntnissenkannnurdieinstitutionelleAusdifferen-

zierungder grenzüberschreitendenKooperationsstrukturenund -mechanismen sein. Die bestehenden

Kooperationsgremienhabendies in ihrenStrukturenbereitsansatzweiseumgesetzt,z.B.durchdie

Ausdifferenzierungvonmeistdrei organisatorischen Ebenen: Die oberste Ebene bilden Delega-

tionsrunden mit politisch legitimierten Repräsentanten, die Schwerpunkt- und Richtungsent-

scheidungen fällen können. Darunter arbeitet eine "Ständige Kommission" als vorbereitende und

koordinierende Management-Ebene und darunter die Arbeitsgruppen-Ebene, die die konkrete kon-

zeptionelle und operative Arbeit erledigt. Je konfliktärmer das Themenfeld, desto stärker ist die

konzeptionelleBedeutung der Arbeitsgruppen, insbesonderewenn dort auch externe Fachleute und

Betroffene themen- oder projektzentriert miteingebunden werden.

Funktionale Ausdifferenzierung von Institutionen

Diese funktionale Ausdifferenzierung müsste nun noch deutlich ausgeweitet und die jeweiligen
InstitutionenundMechanismenhinsichtlichihrer funktionalenSchwerpunktsetzungoptimiert
werden. Mit dieser Zielsetzung sind die bisherigen Institutionen zu verbessern. Im Bereich der

KonfliktlösungsindneueMechanismeneinzuführen,dahiernochdiegrößtenLückenbestehen.Wichtig

ist auch die zeitliche Differenzierung zwischen der Einschaltung der verschiedenen Kooperations-

Institutionenund-Mechanismen.Diemeisten Aufgaben der grenzüberschreitenden Kooperation (im

Umweltschutz)besitzeneinenMischcharakterzwischeneinemProduktions-bzw.Entwicklungsproblem

und einem Verteilungsproblem (vgl. Benz1994): Es stellt sich zuerst die Frage, welche Maßnahmen

getroffen werden müssen und dann die Frage, wer welchen Beitrag dazu erbringt. "Die getrennte

Behandlung dieser beiden Probleme ist nicht nur analytisch sinnvoll, sondern auch aus praktischen

Gründen zweckmäßig" (vgl. Benz 1994: 263). Zuerst sollten die Fachexperten in den informellen Ar-

beitsgruppen die sachlich notwendigen Maßnahmen definieren und erst dann sollten die Fragen der

Lastenteilung auf einer höheren Ebene behandelt werden.

Bevor wir zu den Möglichkeiten der Konfliktprävention und Konfliktbewältigung kommen, sollen nun

zuerst einige Überlegungen und Vorschläge zur Verbesserung der Entscheidungsfähigkeit der z-
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entralen Repräsentationsgremien und zur Verbesserung der Konsensfähigkeit der produktions-

orientierten Arbeitsgruppen dargelegt werden.

Entscheidungsregeln

DieEntscheidungsfähigkeitdersektoralenKommissionenundderRegierungskonferenzen istheute

durch die Einstimmigkeitsregel beeinträchtigt. Es war bis vor kurzem auch nur sehr schwer vorstell-

bar,daßsichnationaleAkteuregegen ihre Interesseneinem Beschluß eines internationalenGremiums

fügen. Durch die Maastrichter Verträge wurden in einzelnen Feldern in der EU nun aber Mehrheits-

Regeln eingeführt, die genau dieses Mehrheitsprinzip stärker verankern. Dies ist nun nicht so

leicht auf bi- oder trilaterale regionale Kooperationen zu übertragen. Allerdings könnte lang-

fristig über einen Zwischenschritt, worindie nationale "Blockbildung" zwischen den verschiedenen

Beteiligten einer Teilregion aufgehoben werden müßte, die Bildung einer pluralistischen Runde

unabhängiger Akteure verschiedenster Ebenen und Systeme durchaus eine diskussionsfähige Vor-

stellungwerden.Neben(qualifizierten)MehrheitsbeschlüssenkönnenauchSchlichtungsverfahren

einenWegausSackgassen-Situationenweisen.SolcheSchlichtungsverfahrensind indenälteren

Staatsverträgen(z.B.zumOberrhein-Ausbau,zudengrenzüberschreitendenKläranlagenamBodensee)

enthalten, allerdings nieangewendet worden. Allerdings dürfte der "Schatten der Hierarchie" die

Kompromißbereitschaft der Beteiligten stimulieren. Eine andereMöglichkeit zur Überwindung von

Entscheidungsblockaden istder "Arenen-Wechsel".Wie in den Fallanalysen deutlich wurde, besteht

in den Grenzregionen eine ganze Reihe von - bezüglich ihrer territorialen Zuständigkeit - sich

überlappenden Gremien, mit unterschiedlicher Besetzung hinsichtlich sektoraler Zuständigkeit,

territorialerEinbindungundhinsichtlichdereinbezogenenEbenen.BeiEntscheidungsblockadenin

einemGremiumkönntedasThemaineineranderen"Arena"unterEinbeziehungneuerWahrnehmungenund

Interessen bzw. deren Ausschluß konsensual entschieden werden. Bei Regulationsentscheidungen

(z.B. Emissionswerten), die notwendigerweise für alle verbindlich sein müssen, setzt dies al-

lerdingseinehierarchischeKonstellationzwischendenbeiden"Arenen"voraus.Ansonstenkann der

Arenenwechsel nur Initiations- bzw. Vermittlungsfunktionen erfüllen (vgl. z.B. die Fallstudie zu

den Abgasvorschriften am Bodensee, Blatter 1994a). Bei Projekten, in denen nicht unbedingt alle

beteiligtwerdenmüssen, kann der gleiche Effekt wiebeim Arenen-Wechsel auch dadurch erreicht

werden, daß die nicht beteiligte Teilregion durch Enthaltung die Kooperation der anderen nicht

behindert.

Kosten-Nutzen-Verteilung

Desweiteren gibt es einige (theoretische) Möglichkeiten, bei asymmetrischen Kosten-Nutzen-

VerteilungendochzuKooperationenzukommen.Soz.B.durch"cost-sharing",durchAusgleichszah-

lungen oder durch Paket-Lösungen. Alle diese Möglichkeiten, asymmetrische Konstellationen

auszugleichen, haben sich bisher allerdings als schwierig umsetzbar erwiesen. Die finanzielle

Beteiligung,dieBetroffenevonUmweltschäden für dieSchutzmaßnahmen des Verursachers leiten, ist

unter Umständen für den Betroffenen eine sinnvolle Möglichkeit (vielleicht die einzige) zu einer

Verbesserung zu kommen. Es kann sogar die einzige Möglichkeit sein, die Situation zu verbessern,

wenndieKosten für dieMaßnahmenbeimVerursacher geringer sindalsdieeigenenReparaturkosten.

Mit der Verletzung des Verursacher-Prinzips untergräbt man allerdings die normorientierte Strate-

gie, über die Etablierung von Normen und Regeln zu einem "fairen" und "gutnachbarschaftlichen"

VerhaltenundzudementsprechendenTatendesVerursacherszukommen.Undnichtnurdas,man liefert



Eine ausführliche Analyse dieser Hindernisse findet sich bei Meyer 1994.8

NichtzufälliggibtesamOberrheinundamBodenseeDebattenumdieLegitimationder "Euregio-Gremien", dadortnebeneinzelnen9

PolitikernnurselektiveInteressengruppenintegriertsind.ImGegensatzdazuhatmaninderklassischenEUREGIO(Gronau)
keinerleiLegitimationsprobleme,daderkommunalgetrageneRegio-RatausindirektgewähltenMitgliedernderKommunalparlamente
besteht (Aussagen von Jens Gabbe auf dem AEGEE-Kongreß "Europe of the regions" am 18.11.1994 in Konstanz).
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egoistisch orientierten Akteuren geradezu einen Anreiz zu schädigendem Verhalten, da dies eine

strategisch geschickte Ausgangsposition für "cost-sharing"-Verhandlungen ist.

Ausgleichszahlungen,diederVerursacherdemGeschädigtengegenübererbringenkönnte, findensich

schon leichter (so finanziert z.B. die Betreibergesellschaft des Kernkraftwerkes Leibstadt der

angrenzendendeutschenGemeindeDogerneinige Infrastrukturanlagen).Siesindaber umwelt-

politischproblematisch,dasiebeieinerselektivenAnwendungnichtzumgewünschtenErgebnis (der

EinstellungderVerschmutzung) führenundnurorganisierbareInteressenberücksichtigen.Wertkon-

flikte können sie dagegen nicht lösen (vgl. Oikos 1994).

Das gleiche gilt zum Teil für "Koppelgeschäfte" oder "Paketlösungen", die die gegenseitige

Externalisierung von Kosten bedeuten und die steuernde Internalisierung dieser Kosten verhindern;

dies gilt z.B. vor allem für den Müllexport in "laxere" Teilregionen. Neben diesen normativen

Problemen von "Paketlösungen" gibt es auch erhebliche Hindernisse, die die Anwendung dieser

Strategie praktisch einschränken. Paketlösungen scheinen nur innerhalb eines Politikfeldes8

umsetzbar (gleiche beteiligte Akteure), wobei ein solches Paket dann meist nicht durch einen

Vertrag formal fest geschnürt wird, sondern eher im Sinne einer informellen Erwartung, daß "beim

nächstenMal"dannauch Projekte mit umgekehrter Kosten-Nutzen-Verteilung von allen mitgetragen

werden(vgl.ÖPNV-ProjekteamBodensee,Grundwasserschutz-EmpfehlungenderDSRKamHochrhein).Das

bedeutet, daß auch hier das gegenseitige Vertrauen und die Kontinuität der Kontakte und der

Beteiligten von großer Bedeutung sind.

Legitimation der grenzüberschreitenden Kooperation

BeidiesenÜberlegungenwirddavonausgegangen,daßdieseallgemeinen, intersektoralenKoopera-

tionsgremien nicht in der Lage sein werden, Konflikte mit entgegengesetzter Interessenlage zu

lösen,wiez.B.beimBaueinesatomarenEndlagers,dasnur einer SeitegewissenNutzen,der anderen

abernurBedrohungbringt.SolcheThemensolltenaufspezifischeVerfahrenexternalisiertwerden.

Die allgemeinen Kooperationsgremien sollten allerdings fähig sein, graduelle Interessensdifferen-

zenzuüberwindenundinsbesondereintersektoraleSchwerpunktsetzungen(Richtungsentscheidun-

gen), Standortentscheidungen und Koordinationsleistungen (zwischen sektoralen Gremien) zu

erbringen. Dies sind keine leichten Aufgaben. weshalbein leistungsfähiger Entscheidungsmecha-

nismus dringend erforderlich ist. Neben der Entscheidungsfähigkeit ist allerdings auch die

Legitimation fürsolcheAufgabeneinezwingendeNotwendigkeit.Legitimationgewinntman inerster

Linie durch die Besetzung der Gremien mit direkt oder indirekt gewählten Personen, wobei die

teilweise nur indirekt gewählten politischen Spitzen der Exekutiven hier eine kontovers bewertete

Stellung einnehmen. Dieser Legitimations-Aspekt schränkt die Offenheit dieser "allgemeinen

Kooperationsgremien"ein,daRichtungsentscheidungennicht vonzufälligzusammengewürfeltenoder

selbstberufenenGremiengefälltwerdenkönnen. LegitimationkannmanaberauchdurchTransparenz,9

ÖffentlichkeitundBeteiligungsmöglichkeitenschaffen.Geradediegrenzüberschreitendenregiona-



ObmandieseEmpfehlungenallerdingsgeneralisierenkann,scheinteinetheoretischsehrinteressanteFragestellungzuseinund10

kann eher skeptisch beurteilt werden. Durch die Auflösung von territorial definierten Einheiten mit intersektoraler In-
tegrationsleistungwerdendiePositionenaufderübergeordnetenEbeneeherunversöhnlicherundGruppen-bzw. intersektorale
Konfliktewerden härter. Die Gruppeninteressen- bzw. sektorspezifische Interessen-integrierende Leistung der dezentralen
Einheiten in mehrstufig aufgebauten Gemeinwesen wird von Förderalismustheoretikern hervorgehoben.

Esmußklarbetontwerden,daßsolcheNetzwerkeimmerinderGefahrdercliquenhaftenAbschottungstehen,unddannanderen11

Meinungen oder Innovationen gegenüber nicht mehr offen sind. Generell gilt es immer einen Mittelweg zu finden. In den Grenz-
regionenmüssenaberersteinmaleinigeSchrittegetanwerdenzumAufbaudes"sozialenKitts",derKooperationenerstdienötige
Reibungslosigkeit vermittelt.
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len Gremien haben einenormes Defizit, was durch "kommunikative Instrumente" (vgl. Blatter/ Fiebig

1991),dieeffektiveBeteiligungschancenmiteinschließen,vermindertwerdensollte.Währendman

also bei der Gremien-Besetzung auf Klarheit, politische Repräsentation und damit eher auf "Ge-

schlossenheit" und "Handlungsfähigkeit" achten sollte, steht dieOffenheit und breite Beteiligung

im prozessualen Ablauf der Kooperation im Vordergrund. Zentral ist nun aber der zeitliche Ablauf

der Integration der grenzüberschreitenden und der intersektoralen Interessen und Akteure. Für

einenerfolgreichenUmweltschutzerscheinteswichtig,daßsichzuersteinegrenzüberschreitende,

umweltorientierte"advocacy-coalition"(Sabatier1993)herausbildenkann,diebestimmteProblem-

definitionen, Pfadabhängigkeiten und Sachzwänge/ Verpflichtungen schafft und erst dann inter-

sektoral (mit den Nutzern/ Verursachern bzw. deren administrativen Advokaten) kooperiert. Dem

stehen die nationalen Vorabstimmungen, wie sie heute oftmals üblich sind, im Wege.10

Während also diese repräsentativen Kooperationsgremien in die Lage versetzt werden sollten,

Zusammenarbeit bei ProjektenmitNullsummencharakter (d.h.der Nutzendeseinen Partners ent-

spricht den Kosten des anderen) oder zumindest bei Projekten mit ungleichen Gewinnen (z.B. die

Ansiedlung eines Betriebes oder einer Institution, die zwar positiv auf die gesamte grenzüber-

schreitendeRegionausstrahlt, aber dem eigentlichen Standortam meisten Vorteilebringt) zustan-

dezubringen,gehtesbeidenArbeits-undProjektgruppendarum, "Positivsummenspiele" (z.B.die

Koordination von Infrastruktur-Einrichtungen) möglichst innovativ, reibungslos und effizient zu

bewältigen. Notwendig ist dafür die Identifizierung mit dem gemeinsamen Ziel, eine hohe Inter-

aktionsdichte und gegenseitiges Vertrauen zu schaffen. Zeitliche Beständigkeit der Personen, das

sprachliche Verständnis und die Akzeptanz und Förderung "gesellschaftlicher Ereignisse" zur

StärkungderpersönlichenBeziehungenunddesgegenseitigenVerständnissessinddieAnsatzpunkte,

mit denen die Netzwerke gestärkt werden können. Der informelle Charakter der Kooperation er-11

möglichteineoffeneundsichweiterentwickelndeAufgabendefinitionundein flexiblesEinbeziehen

vonexternenAkteuren(Umweltverbände,Umweltnutzer,Umwelthelfer).DiesebeidenMöglichkeiten

sollten noch stärker genutzt werden. Sie stärken nicht nur die Konsens- und Innovationsfähigkeit,

sondern verbessern auch die Umsetzung von grenzüberschreitenden Maßnahmen.

BeiProblemen,dieeinevölligeinseitigeVerursacher-Betroffenen-Konstellationaufweisen und
deswegenzuerheblichenKonfliktenführen,solltennichtdie"produktionsorientierten"Gremien
eingeschaltetwerden,dadieszuSpannungenundletztendlichzueiner"Verstopfung"dieser
Kooperationskanäleführenwürde.DieLösungsolcherProblemesolltedurcheigeneVerfahrenund
Institutionenerfolgen.DiesekönnenallerdingswiedervondenallgemeinenKooperationsgremien
initiiert und institutionalisiert werden.

Hier istanKonfliktpräventiondurchPlanungskooperationundfrühzeitigeInformationsverpflich-
tungenzudenken.DurcheineVerstärkungdergrenzüberschreitendenRaumplanungsindunverträgliche

NutzungsvorstellungenkünftigzuvermeidenundvielleichtauchbestehendekonfligierendeNut-

zungsausweisungen (z.B. am Oberrhein) zu entschärfen. Hier sind am Oberrhein bereits einige
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Schrittegetanworden.EinweitergehenderAnsatz indieserRichtung ist das "StrukturmodellHoch-

rhein",dasmomentanvomRegionalverbandHochrhein-BodenseeunddemKantonAargauerarbeitetwird

(vgl. Hey/ Betz 1994).

Partizipationsfreundliche Verfahren

Nicht alle Konflikte lassen sich präventiv durch räumliche Planung vermeiden. Konflikte um

Infrastrukturanlagen, Standorte und Technologien müssen auch in Grenzregionen wie in Binnen-

regionen nach einem allgemeinen und möglichst partizipationsfreundlichen Verfahren entschieden

und legitimiert werden. In Grenzregionen geht es darum, daß auch den ausländischen Bürgern und

Institutionen die gleichen Beteiligungsrechte sowohl vor der Entscheidung als auch bei den

Rekursinstanzen (vor allem Gerichte) zugestanden werden wie den inländischen Bürgern und In-

stitutionen. Konkret bedeutet dies die Information und Beteiligung der 'Vertreter des öffentlichen

Interesses'imGenehmigungsverfahrenunddieZulassungundGleichbehandlungvonausländischen

Klägern bei den Gerichten (zu den juristischen Aspekten vgl. Rehbinder 1987, Woehrling 1987 und

Wildhaber1987).BeidiesenAnsätzen-diebereitszueinemerheblichenUmfangumgesetzt sind-geht

esumdenAbbauderFilterwirkungderGrenzenundumdieGleichstellungderBevölkerungvonGrenz-
regionen mit Binnenregionen (zu den neueren Entwicklungen und den praktischen Problemen vgl.

Droste-Hülshoff1994).NebenderAngleichungderAbwehrrechtederBevölkerungmußinGrenzregionen

aber auch ein Mechanismus zur Konfliktlösung zwischen den Teilregionen bzw. deren politischen

Vertreterngefundenwerden.Dies insbesondereweil imGegensatzzudengrenzüberschreitenden

(potentiellen) Schäden dieNutzen (Steuernvon Betrieben bzw. Infrastrukturleistungen) eben nicht

der anderen Seite zugutekommen, so daß sich für die Seite der Betroffenen stets ein eindeutig

negativer Kosten-Nutzen-Saldo ergibt. Neben den Abwehrrechten müßte also ein Mechanismus in-

stalliertwerden,dereinenNutzen-Ausgleich (entsprechenddenbinnenstaatlichenhorizontalenund

vertikalenFinanzausgleichen) initiierenundverbindlich machen kann, d.h. Transferzahlungen des

VerursacherszumBetroffenenzumindest indessenSchadenshöhe.DieökologischeSteuerungswirkung

resultiert dann daraus, daß dies eine Internalisierung von Kosten bedeutet, was zum Verzicht oder

zu ökologischen Verbesserungen führt. Daß solche regionalen grenzüberschreitenden

Ausgleichszahlungenprinzipiellmöglichsind, zeigenErfahrungenausdenRäumenBasel und Genf.

GrenzüberschreitendeKonflikteresultierenabernichtnurausunausgeglichenenKosten-Nutzen-Ver-

hältnissen, sondern sind sehr oft Resultat unterschiedlicher Werthaltungen zwischen den Teil-

regionen.Dasbedeutetdann,daß auch einVerfahren in der Region mit der geringeren Wertschätzung

des Umweltschutzes (schwächere Umweltschutznormen) nicht die notwendige Legitimation bei der

anderen Teilregion mit der höheren Wertschätzung des Umweltschutzes erbringt. Da es hier um

Wertkonflikte geht, sind reine Finanzverhandlungen nicht angebracht, sondern es geht um die

InstallierungvonSchlichtungsverfahren,wiez.B.Mediation(vgl.Schnell1993).DadieseVerfah-

ren momentan in einigen westlichen Staaten bei Standortkonflikten parallel und vorbereitend zu den

"eigentlichen" Entscheidungsverfahren eingeführt werden, sind sie auch für Grenzregionen re-

alistische Konfliktlösungsmechanismen. Die letztendliche Entscheidungshoheit bliebe bei den

teilregionalen/ nationalen Instanzen (vgl. Oikos 1994).
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4.4 Instrumente und Kooperationsintensität

Abschließend sollen hier noch einige Aussagen zu stärker operativen Aspekten der grenzüber-

schreitendenKooperationimUmweltschutzangeführtwerden.ZumeinengehtesumdieAusdehnungund

Modernisierung der Instrumenteneinsatzes und zum anderen um die Frage, welche Kooperationsform

bzw. Kooperationsintensität bei grenzüberschreitenden Umweltschutzmaßnahmen angebracht ist.

Aus der Debatte und der Forschung über erfolgreichen Umweltschutz wird die Forderung nach Ver-
breiterung und Modernisierung der Instrumentenpalettedes Staates abgeleitet (vgl. Scherer/

Blatter/ Hey 1994: 22/ 23). D.h. die "klassischen" Instrumente der staatlichen Leistungserstellung

(Bsp. Kläranlagen) und der rechtlichen Instrumente (Emissionsgrenzwerte) sollten durch die

verstärkteAnwendungvonökonomischenundwissensbasiertenbzw.kommunikativenInstrumenten

ergänztunddamitdasStaatshandelnmodernisiertwerden.DieseForderungkannauchandiegrenz-

überschreitende Zusammenarbeit gestellt werden, insbesondereda hier diemoderneren und "weiche-

ren" Instrumente (Geld und Wissen) leichter regionsspezifisch eingesetzt werden können als

Rechtsnormen, denen die binnenstaatliche Vereinheitlichung z.T. der grenzüberschreitenden

Vereinheitlichungentgegensteht(Bsp.Bootsemissionen,vgl.Blatter1994a).Allerdingsmußbetont

werden,daß dieseweicheren Instrumente keinen Ersatz für die "hardware"-Maßnahmen, öffentliche

Infrastrukturleistungen und gesetzliche Normen, sind, sondern nur ergänzend eine bessere

Steuerungswirkung und eine Akzeptanzsicherung bewirken sollen (vgl. Blatter/ Fiebig 1991).

Bei der Frage nach der Kooperationsform bzw. -intensität ist man heute auf allen Ebenen, auf denen

sich diese Frage stellt (Europa, Bundesstaat, Stadt-Umland), vom Leitbild einer sehr starken

Integration und der damit einhergehenden Zentralisierung und Hierarchisierung abgerückt und setzt

mehraufdezentralereund"autonomieschonendere"(vgl.Scharpf1994)Zusammenarbeitganznachdem

Grundsatz: "Soviel gemeinsam wie nötig, soviel autonom wie möglich." Obwohl sich auch dabei

erheblicheProblemeabzeichnen(Entscheidungsschwäche, IntransparenzundKomplexität), scheinen

die Vorteile zu überwiegen und andere Alternativen auch keine Realisierungschancen mehr zu

besitzen.Ähnlichesgilt auch für diegrenzüberschreitende regionaleKooperation. Zwar eröffnen

sichdurchdieanvisierten Staatsverträge den kommunalen und regionalen Akteuren auch integra-

tivere Kooperationsformen (Zweckverbände). Allerdings scheint in den untersuchten Regionen sich

eher folgendes Muster zu etablieren und damit für die meisten Aufgaben ausreichend zu sein:

Stärkere Integration bei den Aktivitäten zur Entscheidungsvorbereitung, d.h. gemeinsame Fi-

nanzierungvonGutachtenu.ä.;KoordinationderZieleundProgramme,abermöglichstseparateUmset-

zungbeidenkonkreten"Hardware"-Maßnahmen.GemeinsamsolltedannwiederumderVerkauf,d.h.die

Öffentlichkeitsarbeit zu den initiierten Projekten und Programmen, gestaltet werden, um die

gemeinsame Identität nach innen und nach außen zu stärken.
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5 Handlungsanforderungen an die Politik

5.1 Handlungsanforderungen an die Europäische Union

DieEuropäische Union hat durch ihre Strategieder kontinentalen Integration durch Liberalisierung

undgegenseitigeAnerkennungohnevorhergehendeAngleichung(Harmonisierung)derNormenund

Standards fürdieGrenzregionenerheblicheProblemegeschaffen.DieFreiheitder mobilenFaktoren

(Arbeit, Kapital) eilt den Abstimmungsmöglichkeiten der administrativen Systeme weit voraus, so

daß sich eine Steuerungslücke auftut, die in Grenzregionen zu erheblichen Verwerfungen führen kann.

Als Verursacher verstärkter Interaktionen und Interdependenzen zwischen den Regionen ist die EU

damit auch in der Pflicht, den Grenzregionen Hilfe zur Bewältigung dieser Probleme zu liefern. Die

erste und wichtigste Hilfe ist die Einsicht, daß das Liberalisierungsziel ein mittel- und lang-

fristiges Ziel ist und die Schutzfunktion von Grenzen anerkannt und nur langsam abgebaut werden

kann.WeiterhinmußdieEUdenGrenzregionenhelfen,denCharakterwechselvonGrenzenalsBarrieren
zu Grenzen als Kontaktzonen (Ratti 1993) sozio-kulturell und politisch-administrativ zu bewälti-
gen. Ziel kann allerdings nicht die "open border" sein, da damit die Autonomie und Identität der

Teilregionen im Bestand gefärdet ist, sondern Ziel sollte das Konzept der "border as a filter" sein

(vgl. Ratti 1993: 244),das eine ausgewogene Mischung zwischen Offenheit und Selbstbestimmung/

Differenzgewährleistet.DieGewährleistungvonautonomem,selbstständigemHandelnistgeradefür

Fortschritte im Umweltschutz von eminenter Bedeutung, um nicht in der "Politikverflechtungsfalle"

(Scharpf)gefangenzuwerden.EntscheidungsblockadenundEinigungenaufdenkleinstengemeinsamen

Nenner wären das Ergebnis.

GrenzregionenkönntenalsTransmissionsriemenbzw.Innovationsscharniere fürökologischeFort-

schritte dienen, diese Funktion kann allerdings nicht immer gewährleistet werden. In den Fall-

studien wurde deutlich, daß eine funktionalistische Verkürzung, derzufolge die umweltpolitische

Integrationdersozio-ökonomischenautomatischfolgenwürde,aufschwachenBeinensteht.Differen-

zen bei den Normen (Umweltbewußtsein) und bei den spezifischen Interessen, aber auch ein noch

mangelhaftes Interaktionssystem führen zu einem erheblichen Handlungsdefizit. Hier gibt es nun

verschiedendste Ansatzpunkte für die EU.

Während dieAngleichung von Werten und Normen (bzw. die Toleranz der anderen) wohl durch die

generelle Verstärkung der internationalen Kommunikation verbessert wird, ergeben sich doch

spezifischeFörderansätzedurchdieEU,wiesieimINTERREGII-Programmauchbereitsberücksichtigt

sind:FörderungvonSprachprogrammen,AustauschprogrammensowiegrenzüberschreitendeMedienbe-

richterstattung. Die EU hat erkannt, daß die sozio-kulturellen Aspekte mindestens ebenso wichtig

sind wie "harte" ökonomische oder Infrastruktur-Aspekte. Dies sollte noch durchgängiger Eingang

in ihre Programme finden.

Nochbedeutender ist dieRolleder EU allerdingsbei denanderenbeiden Hindernissen: Interessens-

gegensätzeundmangelndesInteraktionssystem.DurchdieBereitstellungvonFinanzmitteln für

grenzüberschreitende Kooperationsprojekte wird - wie das INTERREG-Programm zeigt - die Realisie-
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rung solcher Projekte ausgelöst. Verteilungsprobleme werden dadurch gemildert, daß nun, dank

externemMittelzufluß,auchProjektemitnichtganzsymmetrischenKosten/Nutzen-Relationenfür

alle regionalen Beteiligten zu "Positiv-Summen-Spielen" werden. Wünschenswert wäre allerdings

eine Vermeidung von problematischem Einsatz der Fördermittel (beispielsweise die Tatsache, daß bei

INTERREG I in Spanien und Portugal mehr als drei mal so viel Mittel in den ökologisch unverträgli-

chenStraßenbauflossenals inalleanderenProjektezusammen,vgl.Leubuscher/Hager1994:60)und

eine Fokussierung dieser Mittel auf spezifischere Problemlagen. Gemeint ist damit zum einen die

NotwendigkeiteinerstärkerenEvaluationderINTERREG-ProgrammeunddasVorschreibeneinerUmwelt-

verträglichkeitsprüfung für die grenzüberschreitenden Maßnahmen (möglichst für alle Maßnahmen,

nicht nur für die in den nationalen UVP-Gesetzen vorgesehenen Großprojekte), so daß aktuelle

ErscheinungenwieMitnahme-EffekteundökologischbedenklicheInfrastrukturmaßnahmenvermieden

werden.DurchEvaluierungundUVPswürdenauchinnovativereUmweltschutz-Maßnahmengefördert,

währendmomentan inerster Linie "end-of-pipe"-MaßnahmenvonEU-Mittelnprofitieren (vgl. Leubu-

scher/ Hager 1994: 62). Zum anderen wäre zu überlegen, ob man die INTERREG-Gelder nicht spezi-

fischeraufProblemfelder lenkenkann, indenenaufgrundeinerstarken Interessenasymmetriebisher

kaumAussichtauf erfolgreicheKooperation innerhalbder grenzüberschreitendenRegionbestand

(Bsp. Auenschutzam Oberrhein, Blatter 1994b). Dadurch könnte solchen Problemen der redistributive

Charakter zwischen den beteiligten Teilregionen etwas genommen werden: Der Unterlieger profitiert

vonden(unterlassenen)AktivitätendesOberliegersohnedirektdafürzubezahlen,wasvon ihmauch

als ungerecht empfunden würde (Verletzung des Verursacher-Prinzips). Für den Oberlieger schließt

sichdieKosten-Nutzen-Lückeeiner solchenMaßnahme, so daß es ihm leichter fällt, dem Wunsch des

Unterlieger-Nachbarsnachzukommen.DieheutigenProjektesindeherdadurchgekennzeichnet,daßman

bei Problemen mit gleichgerichteten Interessenstrukturen zusammenarbeitet. Dies mag für die

Anfangsphase der Kooperation auch sinnvoll sein, in der die INTERREG-Gelder dann in erster Linie

denZweckerfüllen,dieTransaktionskostenzwischendenPartnernzusenken,um"Positiv-Summen-

Projekte"zuverwirklichen.SobalddieseTransaktionskostendurchdenAufbauvonKommunikaitons-

netzen und Institutionen nicht mehr so hoch sind, müssen sich solche Projekte alleine tragen und die

INTERREG-Gelder sollten nicht mehr zur Senkung von Transaktionskosten, sondern für die Verringe-

rungvonVerteilungsproblemengenutztwerden. Insgesamtkannfestgestelltwerden,daßdieEUsich

bei der Mittelvergabe wieder mehr zur zentralen Steuerung und zur selektiven Mittelvergabe bekennen

muß - allerdings sollten dies prozedurale Steuerungsmittel (UVPs, Evaluierungsstudien) und

Zielvorgaben (z.B. Aufnahme von Projekten mit asymmetrischer Interessenkonstellation) sein,

während die konkrete Projektauswahl und -gestaltung den Regionen überlassen werden sollte.

Aber nicht nur bei den Projekten, sondern auch bei den induzierten Kooperationsstrukturen sollte

die EU-Ebene stärker steuernd eingreifen. Zum einen ist zu kritisieren, daß in den meisten Grenz-

regionendieINTERREG-BegleitausschüsseeinParallel-undz.T.sogarKonkurrenz-Gremiumzuvorher

schon bestehenden Euregio-Gremien darstellt (Bsp. Oberrhein, Bodensee, Scheldemond, Benelux

Middengebied) und so dieohnehinschon komplexeund durch Rivalität gekennzeichnete Institutionen-

struktur noch "bereichert" hat. Zum anderen ist problematisch, daß die regionale/ kommunaleEbene

beidenINTERREG-ProgrammenoftmalsnuramRandebeteiligt ist (vgl. Leubuscher/Hager 1994:23-

25). Die entscheidenden Institutionen sollten möglichst stark auch die dezentralen Einheiten

miteinschließen und damit auch die Legitimationslücke schließen und neben der horizontalen, gren-

züberschreitendenKooperationauchdieNotwendigkeit der vertikalen Abstimmung in den Teilregionen

berücksichtigen. Auch hier könnte die EU durch Vorgaben die Legitimität und Transparenz der

Kooperationsstrukturennochstärker fördernalsdiesbisheraufdemInformationswegdurchdasLACE-

ProgramminZusammenarbeitmitderArbeitsgemeinschaftderEuropäischenGrenzregionengeschieht

(vgl. AGEG 1994).
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EineweitereAufgabefürdieEUwäredieFörderungvon"epistemiccommunities" (Haas), "advocacy

coalitions"(Sabatier)bzw."Fachbruderschaften"(Scharpf)zwischendenfürUmweltschutzzustän-

digenAkteurenindenGrenzregionen,aufnationalerEbeneundaufEU-Ebene.Eshatsichgezeigt,daß

Umweltschutz-Akteure auch in Grenzregionen wie auf der nationalen Ebene bei der

Interessensaggregation eine schwache Position besitzen (vgl. Leubuscher/ Hager 1994: 58/ 59) und

sehr stark auf horizontale und vertikale Koalitionspartner angewiesen sind (vgl. Blatter 1994b,

Héritier1995).SpezifischeWorkshopszurVermittlungvonFachwissenundzurKnüpfungvonNetzwer-

kensinddabei ebenso wichtigwiedieEinbindung von umweltorientierten Akteuren bei der Formulie-

rung von EU-Programmen.

Forschungsbedarfbesteht inersterLinienochbeidenKonfliktlösungsverfahren fürGrenzregionen.

Dabei muß berücksichtigt werden, daß es bei solchen Konflikten oftmals sowohl um Kosten-Nutzen-

Ausgleich, als auch um Wertkonflikte geht. "Weiche" Konfliktlösungsmechanismen wie Mediationsver-

fahren scheinen in Grenzregionen besonders geeignet zu sein, da sie als Parallelmechanismen die

letztendlichen Entscheidungszuständigkeiten nicht in Frage stellen (vgl. Kap. 4).

5.2 Handlungsanforderungen an die beteiligten Grenzregionen

Die für die EU-Ebene aufgeführten und von ihr zu fördernden Aspekte gelten natürlich auch für die

Grenzregionen,indenendieseEmpfehlungendannkonkretumgesetztwerdenmüssen.Ergänzendund

konkretisierend zu den Ausführungen in Kapitel 4 können folgende Handlungsempfehlungen zu den

Strukturen der grenzüberschreitenden Kooperation gemacht werden:

Es gilt, das Spannungsverhältinis zwischen Komplexität und Transparenz etwas in den Griff zu

bekommen. Als erstes ist dabei ein Bekenntnis zur Komplexität zu fordern. Die verschiedenen

Umweltprobleme besitzen heute unterschiedliche und sich verändernde räumliche Ausdehnungen,

unterschiedliche instrumentelle Notwendigkeiten und unterschiedliche Konfliktlagen. Diese

komplexeunddynamischeProblemlageerfordertaucheineangemessene institutionelleAntwortzur

Bearbeitung.Verschiedeneund"weiche"Kooperationsgremien,wiesieinGrenzregionenanzutreffen

sind, bilden dafür nicht die schlechteste Grundlage. Man sollte akzeptieren, daß es in Grenzregio-

nen unterschiedliche Kooperationsgremien bezüglich der administrativen Ebenen und hinsichtlich

sektoralerundfunktionalerZuständigkeitengibt.DiesekomplexehorizontalePolitikverflechtung

produziert allerdings Demokratie-Defizite, da die Transparenz nicht mehr gewährleistet ist und die

Legitimation der (meist administrativen) Gremien nur noch sehr indirekt vorhanden ist.

Institutionalisierung grenzüberschreitender Kooperation

DiesesSpannungsverhältnis löstmanunserer Meinungnacham bestendadurchauf,daß sichauf den

verschiedenenEbenen(Staat,Kommune)undbeiBedarf indenverschiedenenSektoren(beispielsweise

in Gewässerschutz) jeweils eigene Kooperationsgremien ausbilden. Eine zentrale Euro-Regions-

Institution sollte als grenzüberschreitender, öffentlich-rechtlicher Kommunalverband nach den

EmpfehlungenderAGEGstrukturiertsein(vgl.AGEG1994):DasbedeuteteinendreistufigenAufbau

mitpolitischerSteuerungsebene,ManagementebeneundArbeitsgruppen-Ebene.VonzentralerBedeu-

tung ist dabei die Bestellung der politischen Steuerungsebene, der "Legislative", durch die
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KommualparlamenteentsprechenddemParteienproporz.SosinddiedemokratischenPrinzipiender

Legitimationder grundsätzlichenEntscheidungenundder Minderheitenschutzgewährleistet. Eine

nochweitergehendeParlamentarisierungdurchdirekteWahldiesesSteuerungsgremiumswirdz.Z.als

nicht sinnvoll und nicht praktikabel abgelehnt. Direkte gewählt Parlamente sollten auf die Ebenen

beschränkt bleiben, auf denen die zentralen Entscheidungen gefällt werden und diese sollten

wiederum möglichst nach der funktionalen Verflechtungs-Reichweite bestimmt werden. Die eu-

regionale Ebene kann heute noch in keinem Fall als eine solche zentrale Bezugseinheit angesehen

werden. Diese Struktur besitzt einen weiteren Vorteil: Die Eindeutigkeit und Klarheit der Struktur

istdamitallenkomplexzusammengesetztenEuroregions-GremienüberlegenundvermeidetdieStreite-

reien um eine selektive Teilnahme und Bevorzugung einzelner Interessen (wie dies z.B. am Bodensee

der Fall ist, vgl. Scherer/ Müller 1994). Grundlage für einen grenzüberschreitenden Kommunal-

verband nach öffentlichem Recht ist ein Staatsvertrag zwischen den betroffenen Nationalstaaten

nachdemholländisch-deutsch-niedersächsich-nordrheinwestfälischemMuster(vgl.denVertragstext

in: Akademie für Raumforschung und Landesplanung 1988: 226-241).

Dieser Kommunalverband sollte gleichzeitigdiezuständige Stelle für das INTERREG-Programm sein.

ProzessualeingebundenwerdenkönnendanndiegesellschaftlichenGruppen,wobeiderBefundder

InternationalenVergleichsstudieundderRegionalstudienhiernochdeutlichenHandlungsbedarf

signalisiert (vgl. Leubuscher/ Hager 1994, Scherer/ Müller 1994, Hey/ Betz 1994): Die Einbeziehung

vonUmweltinitiativenund-verbänden indiegrenzüberschreitendenKooperation ist bisher äußerst

schwach ausgeprägt, während die Wirtschaftsinteressen oftmals bereits in der Institutionen-

struktur und der Gremienbesetzung vertreten sind. Die Änderung dieser Praxis ist die zentrale

ForderungandieGrenzregionen,dieausdiesem Forschungprojektabgeleitetwerdenkann.Diese

Forderung liegt darin begründet, daß die Umwelt- und Naturschutzverbände einen entscheidenden

Innovationspool für eine fortschrittliche Umweltpolitik in den Grenzregionen darstellen und auch

bei der Formulierung von Umweltproblemen eine wichtige Rolle spielen. Exemplarisch sei hier nur auf

dieRollederUmweltverbände inderBodenseeregionhingewiesen,diedort indirektdiegrenzüber-

schreitende Umweltpolitik stark beeinflussen (vgl. Scherer/ Müller 1994).

Alsbesonderskonstruktiv für dasZusammenspiel vonmehrerenVerbandsebenenmit unterschiedlichen,

aberüberlappendenZuständigkeitsbereichenhatsicheinegemeinsameAdministrationmitSekreta-
riatund"unternehmerischer"Geschäftsführungerwiesen(vgl.Fürst/Müller/Schefold1994:142;

Benz1993: 113; Schmitz1993).So könnte man sich auch in Grenzregionen vorstellen, daß das Sekreta-

riatdesgrenzüberschreitendenKommunalverbandesauchdieadminstrativenAufgabenderstaatlichen

RaumordnungskommissionenundeventuellersubstaatlicherKonferenzen(wiez.B.der Internationalen

BodenseeKonferenz)wieauchvonFachkommissionen(z.B.Gewässerschutz)übernimmt.Sohättemanein

gemeinsames Impulszentrum geschaffen, gleichzeitig intersektorale, vertikale und horizontale

Politikkoordination erleichtert und dies alles wäre mit der heute gängigen Forderung nach "lean

administration" vereinbar.

Motive und Orientierung

Zentral fürdieHandlungenderAkteureinGrenzregionensindderenMotiveundOrientierungen.Dazu

sollen nun noch einige Bemerkungen gemacht werden. Grenzgebiete sind z.T. Teile von nationalen

Regionen (so in Deutschland), auf jeden Fall aber in nationalstaatliche Einheiten eingebunden.

GrenzüberschreitendeZusammenarbeit(imUmweltschutz)stehtdamitimmerimSpannungsfeldzwischen
"Binnen-Einbindung"und"Außen-Bindung".DieseSpannungkannnichtdurcheinfacheLösungen
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Bundesländer sowie die betroffenen Landkreise und Kommunen beteiligt sind (vgl. Schmitz 1993).
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(Neugliederungen) abgebaut werden, sondern muß konzeptionell und institutionell austariert

werden.Problemorientierte, flexibleunddadurchoftmalssektoralunterschiedlicheRaumabgrenzun-

genundKompetenzzuweisungenauchüberGrenzenhinweg,sowieeinabgestuftesSystemderMehrebenen-

verflechtungsolltendieorganisatorischenLeitbilder für die regionaleKooperationsein. Wichtig12

istdabei,abgrenzendeund"finalistische"OrientierungenundArgumentationenabzubauen.Sowohl

die zu starke Betonung des Aspekts der grenzüberschreitenden Kooperation der "Peripherie" als

GegenbewegungzurDominanzdernationalenoder regionalenZentren(wasals identitätsstiftende

Motivation oftmals vorzufinden ist und in gewissem Maße auch seine Berechtigung hat, vgl. Leubu-

scher/ Hager 1994: 10ff), als auch die aus einem "finalistischen" Denken resultierende Angst vor

einer Sezession in den Zentralen sind Handlungsorientierungen, die einer pragmatischen Kooperation

an Grenzen entgegenstehen. Die Akteure in den Grenzregionen sollten sich darüber im Klaren sein,

daß durch die Euroregions-Aktivitäten sich neue Koalitionpartner jenseits der Grenze und in Brüssel

finden lassen, daß aber auf der anderen Seite - in erster Linie aus Kompetenz-Gründen - nach wie vor

diewichtigstenKooperationspartnerdieregionalenundnationalenZentrenseinwerden.Pragmati-

scheundproblemorientierteAnsätze sinddeswegen ideologischen Proklamationen vorzuziehen, auch

wenn dies die regionaleMobilisierung erschwert. Den Akteuren in den nationalen und subnationalen

Zentren sollte auf der anderen Seite klar sein, daß eine Zentralisierung der Außenkontakte den

Problemen nicht gerecht wird und - orientiert an den organisatorischen Leitbildern aus der Wirt-

schaft - die verstärkte horizontale Kooperation der dezentralen Einheiten auch zur Stärkung der

Gesamteinheit (National- bzw. Bundesstaat) beiträgt.
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